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1 Einleitung 

Seit dem 1. August 2013 reicht es für Kommunen zur Erfüllung ihrer 

gesetzlichen Verpflichtung nicht mehr aus, lediglich Kindergartenplätze für 

Kinder ab dem 3. Lebensjahr zur Verfügung zu stellen. Mit Inkrafttreten 

des § 24 SGB VIII in der neuen Fassung haben Eltern auch für ihre Kinder 

unter 3 Jahren ein einklagbares Recht auf frühkindliche Förderung in einer 

Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege.   

Obwohl sich Bund, Länder und Kommunen bereits auf dem „Krippengipfel“ 

am 2. April 2007 auf den bedarfsgerechten Ausbau der Kinderbetreuung 

für ein Drittel der Ein-, Zwei- und Dreijährigen bis zum Jahr 2013 

verständigt hatten und alle Beteiligten in den letzten Jahren auf die 

Schaffung ausreichender Plätze zur Erfüllung des weitergehenden 

Rechtsanspruchs hingewirkt haben,1 gibt es noch heute - sechs Jahre 

nach Fixierung der Ausbauziele - viele offene Fragen. Sowohl in den 

größeren Städten als auch im ländlichen Raum haben die Beteiligten mit 

der rechtzeitigen Schaffung eines bedarfsgerechten Angebots 

Schwierigkeiten. Für diese stellt sich bereits die Frage: Was ist ein 

bedarfsgerechtes Angebot? Wie müssen die Krippenplätze ausgestaltet 

sein, damit sie den gesetzlichen Anforderungen genügen? Werden Eltern 

vor die Gerichte ziehen, wenn ihnen anstatt des gewünschten 

Betreuungsplatzes in der  Kinderkrippe ein Platz in der Tagespflege 

angeboten wird oder die Betreuungszeiten für sie nicht ausreichen, um 

ihrer Berufstätigkeit nachzugehen? Diese Fragen sind noch nicht geklärt 

und sorgen in den Rathäusern, unter den Juristen und in der Presse für 

Gesprächsstoff. Auch in der 2.700 Einwohner Gemeinde Sternenfels, in 

der ich während meiner Praxisphase vier Monate im Hauptamt des 

Rathauses mitgearbeitet und die Kindergarten- bzw. Krippen-

bedarfsumfrage durchgeführt habe, sorgten diese Fragen noch für 

Diskussionen. Im Rahmen meiner Bachelorarbeit möchte ich deshalb 

einige zentrale Rechtsfragen, die mit dem Rechtsanspruch auf 

                                            
1
 Vgl. LT-Drucks. 14/5609, S. 10.  
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frühkindliche Förderung für Kinder ab dem ersten Lebensjahr einhergehen 

und bislang noch nicht abschließend geklärt sind, im Kontext von 

Gesetzesbegründungen, Kommentaren und Expertisen beleuchten und in 

Bezug auf die Umsetzung in der Praxis untersuchen. Die Arbeit soll sich 

dabei in erster Linie auf die Bedeutung des Rechtsanspruchs für 

Gemeinden mit 1.000 bis 3.000 Einwohnern, im Folgenden als “kleine 

Gemeinden“ bezeichnet,  konzentrieren und sich auf die in Baden-

Württemberg geltenden gesetzlichen Regelungen beschränken. Ferner 

wird auf Grund des vorgegebenen Umfangs der Arbeit lediglich der 

Rechtsanspruch für Kinder im Alter zwischen null und drei Jahren näher 

betrachtet. Zur besseren Lesbarkeit sowie aus Vereinfachungsgründen 

wird auf die Differenzierung zwischen Tagesmütter und Tageseltern 

verzichtet. Da in der Praxis die Betreuung durch Tagesmütter die Regel 

ist,  wird im Rahmen der Arbeit die Bezeichnung „Tagesmütter“ bzw. 

“Tagesmütterverein“ verwendet und dient als Abkürzung für beide 

Formen.   

Die vorliegende Arbeit untergliedert sich in sieben Kapitel. Nach Kapitel 1, 

der Einleitung, werden in Kapitel 2 zunächst die rechtlichen 

Rahmenbedingungen, die seit dem 1. August 2013 in Bezug auf die 

Kindertagesbetreuung gelten, vorgestellt und in Kapitel 3 die 

Betreuungsformen zur Schaffung von Plätzen für Kinder unter drei Jahren 

(U3) aufgezeigt. Kapitel 4 nimmt Bezug auf den Ausbaustand der 

Gemeinde Sternenfels zur Erfüllung des Rechtsanspruchs U3. Um die 

Rechtsfragen, die den Schwerpunkt meiner Arbeit bilden, praxisnah 

beleuchten zu können und einen Überblick über die Erfüllung des 

Rechtsanspruchs in anderen kleinen Gemeinden zu erhalten, wurde eine 

Befragung durchgeführt, die in Kapitel 5 vorgestellt und deren Ergebnisse 

anschließend im Rahmen der Rechtsfragen in Kapitel 6 aufgegriffen 

werden. Es soll gutachterlich Inhalt und Umfang des Rechtsanspruchs U3 

geprüft werden. Untersucht wird der zeitliche Umfang des 

Betreuungsanspruchs, die Rechtsstellung der Kindertagespflege, die 

Zumutbarkeit von Entfernungen, die Bedeutung des örtlichen Bedarfs 



3 

sowie die Haftung der Gemeinden und  der öffentlichen Jugendhilfeträger 

bei Nichterfüllung des Anspruchs.  Am Ende meiner Arbeit wird im 

Resümee noch einmal der Ausbaustand der Gemeinde Sternenfels in 

Bezug auf die vorliegende Ausarbeitung betrachtet und es werden 

Handlungsempfehlungen formuliert. Die Arbeit schließt mit einem 

Ausblick.     

2 Ausweitung der Kindertagesbetreuung 

Die zentrale bundesrechtliche Vorschrift zur Kindertagesbetreuung ist seit 

den 90er Jahren im Kinder und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) in 

§ 24 normiert. Während § 24 SGB VIII in seiner allerersten Fassung weder 

Kindern über 3 Jahren noch Kleinkindern unter 3 Jahren einen 

einklagbaren Rechtsanspruch auf einen Platz in einer Kindertages-

einrichtung garantierte, wurde im Zusammenhang mit der Neuregelung 

des Schwangerschaftsabbruchs der subjektive und somit einklagbare 

Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für Kinder ab dem dritten 

Lebensjahr eingeführt und trat zum 01.01.1996 in Kraft.2 Der einklagbare 

Rechtsanspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege für Kinder unter 3 Jahren, häufig vereinfacht auch als 

Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz bezeichnet, steht Kindern und 

deren Eltern erst seit dem 1. August 2013 auf der Grundlage des neu 

gefassten § 24 SGB VIII zu.    

2.1 Die Neufassung des § 24 SGB VIII 

Doch wie kam es zu diesen Änderungen? § 24 SGB VIII wurde seit 2005 

durch mehrere Änderungsgesetze (TAG, KICK, KiföG) weiterentwickelt - 

mit dem Ziel, auch für Kinder unter 3 Jahren ein qualitätsorientiertes und 

bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplätzen in Tageseinrichtungen 

und in der Tagespflege zu schaffen. Das Tagesausbaugesetz (TAG) und 

das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) dienten als 

erste Grundlage des Ausbaus der Kleinkindbetreuung. Sie hatten vor 

                                            
2
 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 2. 
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allem Regelungen zur Aufwertung der Tagespflege und die Formulierung 

von Mindestkriterien (z.B. Erwerbstätigkeit der Eltern), die den 

Jugendhilfeträger zur Vorhaltung eines Förderangebots für die betroffenen 

Kinder unter drei Jahren verpflichteten, zum Inhalt.3 Um die politische 

Zielvorgabe zu erreichen, dass bis zum Kindergartenjahr 2013/2014 für 

durchschnittlich 35% der Kinder unter 3 Jahren Betreuungsplätze zur 

Verfügung stehen, wurde das Kinderförderungsgesetz (KiföG) auf den 

Weg gebracht. Es trat zum 16.12.2008 in Kraft und geht mit seinem 

Regelungsgehalt deutlich über die Vorgaben des TAG und des KICK 

hinaus.4 Das KiföG begründet als Änderungsgesetz des SGB VIII in  

Artikel 1 Nr.7 die Neufassung des § 24 SGB VIII mit Wirkung ab dem 

01.08.2013 und führt, als wesentlichste Änderung, zur Einführung des 

Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung für alle Kinder ab dem 

vollendeten ersten Lebensjahr.    

Bereits vor dem 01.08.2013 galt für den öffentlichen Jugendhilfeträger die 

objektiv-rechtliche Verpflichtung, für alle Kinder unter 3 Jahren ein 

bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege vorzuhalten. Das heißt bereits vor Inkrafttreten des  

§ 24 SGB VIII F. 2013 bestand im Rahmen der Gesetzesbindung der 

Verwaltung, die sich aus Artikel 20 Abs. 3 GG ergibt, die Pflicht  auch für 

unter Dreijährige Plätze in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege anzubieten. Darüber hinaus sah bereits Absatz 3 in der 

seit 2005 geltenden Fassung für Kinder im Alter unter drei Jahren bei 

besonderen Bedarfslagen (z.B. Berufstätigkeit oder Ausbildung der Eltern) 

mit der Formulierung „ist zu fördern“ einen Rechtsanspruch auf Förderung 

vor.5 Dieser lief jedoch ins Leere sofern keine Plätze zur Verfügung 

standen, da die Übergangsregelung des § 24a Abs. 1 SGB VIII den 

öffentlichen Jugendhilfeträgern, die das nach Absatz 3 erforderliche 

Angebot noch nicht vorhalten konnten, zubilligte, die Plätze im Rahmen 

eines stufenweisen Ausbaus bis August 2013 zu schaffen. Somit hatten 

                                            
3
 Vgl. BT-Drucks. 16/9299, S.10; Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 7.  

4
 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 9. 

5
 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 35 und 42. 
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die Verantwortlichen bislang im Krippenbereich noch keine begründeten 

Klagen zu fürchten.  

Seit Inkrafttreten des § 24 SGB VIII F. 2013 im August 2013 ist die 

Übergangsregelung des § 24a SGB VIII jedoch weggefallen6  und an die 

Stelle der objektiv-rechtlichen Verpflichtung für Kinder unter 3 Jahren trat 

ein subjektiv-rechtlicher Anspruch. Nun regelt § 24 SGB VIII unter der 

Überschrift „Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege“ die Ansprüche chronologisch nach den Altersgruppen. 

Absatz 1 legt die Anspruchsvoraussetzungen und die Leistungs-

verpflichtungen bezüglich der unter Einjährigen fest. Der neu eingeführte 

Rechtsanspruch für Kinder zwischen Vollendung des ersten und des 

dritten Lebensjahrs ist in Absatz 2 verankert. In Absatz 3 und 4 findet sich 

der bereits seit 1996 bestehende Rechtsanspruch  für Kinder ab 3 Jahren 

bis zum Schuleintritt sowie die Verpflichtung auch für Kinder im 

schulpflichtigen Alter ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen 

vorzuhalten.  

2.2 Rechtsanspruch ab dem ersten Lebensjahr 

Seit August 2013 gilt gemäß § 24 Abs. 2 S. 1 SGB VIII: Ein Kind, das das 

erste Lebensjahr vollendet hat, hat bis zur Vollendung des dritten 

Lebensjahrs Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer 

Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Da Absatz 2 ausdrücklich als 

Anspruch formuliert ist und dieser, außer vom Erreichen der Altersgrenze, 

von keinen weiteren Voraussetzungen abhängig gemacht wird, ergibt sich 

aus der Norm für alle Kinder ab ihrem ersten Geburtstag ein 

uneingeschränkter subjektiver, d.h. einklagbarer Rechtsanspruch auf 

frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in der 

Kindertagespflege.  Auch aus der Begründung des KiföG geht hervor, 

dass es sich ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 für Kinder dieser 

Altersgruppe um einen Rechtsanspruch und nicht mehr nur um eine 

Verpflichtung zur Vorhaltung der Plätze seitens des öffentlichen 

                                            
6
 Vgl. Art.10 Abs. 3 KiföG. 
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Jugendhilfeträgers bzw. der Gemeinde handelt.7 Der Rechtsanspruch 

kann durch einen Platz in einer Tageseinrichtung, das ist nach  

§ 22 Abs. 1 S.1 SGB VIII eine Einrichtung, in der sich Kinder für einen Teil 

des Tages oder ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden 

oder durch Förderung in der Kindertagespflege erfüllt werden. Wer über 

die Art der Förderung („Tageseinrichtung oder Kindertagespflege“) 

entscheidet, ist in der Literatur derzeit noch strittig und soll im Rahmen der 

Rechtsfragen unter 6.2 näher betrachtet werden. Der Anspruch besteht 

auf frühkindliche Förderung. Bereits der Begriff deutet darauf hin, dass die 

Betreuung bestimmten qualitativen Anforderungen genügen muss.  

§ 22 SGB VIII, der die Grundsätze der Förderung im Hinblick auf die 

Kinderbetreuung normiert, konkretisiert den unbestimmten Rechtsbegriff. 

Es soll eine Förderung des Kindes entsprechend seines Alters und 

Entwicklungsstandes erfolgen.8 Dem Begriff der Förderung ist dabei nur 

Rechnung getragen, wenn neben der Betreuung des Kindes auch dessen 

Bildung und Erziehung auf einer sozialen, emotionalen, körperlichen und 

geistigen Ebene erfolgt.9 Eine ausschließliche Beaufsichtigung bzw. 

„Verwahrung“ genügt folglich nicht.10 Von zentraler Bedeutung in Bezug 

auf die zeitliche Komponente der Betreuung ist § 24 Abs. 2 S. 2 i.V.m. 

Abs. 1 S. 3 SGB VIII. Danach richtet sich „[d]er Umfang der täglichen 

Förderung […] nach dem individuellen Bedarf.“ Daraus folgt z.B., dass die 

Öffnungszeiten der Tageseinrichtungen bedarfsgerecht gestaltet sein 

müssen. Auch diesbezüglich ist noch ungeklärt, wie weitreichend diese 

Formulierung ist. Ob die Betreuungsinfrastruktur so ausgestaltet sein 

muss, dass alle individuellen Betreuungsbedarfe abgedeckt werden 

können, wird ebenfalls im Rahmen der Rechtsfragen in Kapitel 6.1 

untersucht.  

                                            
7
 Vgl. BT-Drucks. 16/9299, S.10. 

8
 Vgl. § 22 Abs. 3 S. 3 SGB VIII. 

9
 Vgl. § 22 Abs. 3 S. 1 SGB VIII. 

10
 Vgl. Rixen, NJW 39/2012, S. 2840. 
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2.3 Eingeschränkter Rechtsanspruch für unter Einjährige 

Für unter Einjährige sieht die Rechtslage etwas anders aus. Ihnen steht 

kein uneingeschränkter Rechtsanspruch zu, sondern die Förder-

verpflichtung greift nur bei Vorliegen bestimmter Bedarfe, sofern nicht 

durch Landesrecht eine weitergehende Förderverpflichtung getroffen 

wurde,11 was in Baden-Württemberg jedoch nicht der Fall ist. Diese 

Bedarfslagen sind in § 24 Abs. 1 S. 1 SGB VIII F. 2013 abschließend 

aufgeführt und entsprechen dem Kriterienkatalog, der bis August für die 

Förderung der unter Dreijährigen galt. Plätze in Kindertageseinrichtungen 

oder in der Tagespflege müssen für Kinder, die das erste Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben, nach § 24 Abs. 1 S. 1 Nr.1 SGB VIII vorgehalten 

werden, wenn dies für die Entwicklung des Kindes zu einer 

eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten 

ist. Ein daraus resultierender Förderbedarf wird in erster Linie dann 

angenommen, wenn die Erziehungsberechtigten mit der Familiensituation 

und der Erziehungsaufgabe überfordert sind.12 Der in der Praxis für kleine 

Gemeinden relevantere Personenkreis wird in § 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 2  

SGB VIII näher bestimmt. Hiernach sind diejenigen Kinder unter einem 

Jahr zu fördern, deren Erziehungsberechtigte (i.d.R. die Eltern) wegen 

einer im Gesetz vorgesehenen Verpflichtung die Betreuung ihrer Kinder 

nicht übernehmen können. In der Praxis wird der häufigste Fall die 

Erwerbstätigkeit der Eltern sein.  Es geht aber auch um Kinder, deren 

Erziehungsberechtigte eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit 

suchend sind bzw. durch eine Ausbildung oder durch die Teilnahme an 

einer Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit gebunden sind.13 Bezüglich 

des Inhaltes und des Umfangs der Förderung  wird zwischen unter und 

über Einjährigen nicht unterschieden. Auch für Kinder unter einem Jahr 

richtet sich der Umfang der täglichen Förderung nach dem individuellen 

Bedarf14 und die Grundsätze der Förderung nach § 22 SGB VIII müssen 

                                            
11

 Vgl. § 24 Abs. 1 S. 1 SGB VIII i.V.m. § 24 Abs. 6 SGB VIII. 
12

 Vgl. Kaiser, in: LPK-SGB VIII, § 24 Rn 23.  
13

 Vgl. Kaiser, in: LPK-SGB VIII, § 24 Rn 24. 
14

 Vgl. § 24 Abs. 1  S. 3 SGB VIII 
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bei den Allerjüngsten ebenfalls berücksichtigt werden. Während für Kinder 

ab Vollendung des ersten Lebensjahrs aus dem Gesetzeswortlaut und der 

Gesetzesintension eindeutig ein individueller Rechtsanspruch auf einen 

Krippenplatz bzw. einen Platz in der Tagespflege folgt, ist der 

Regelungscharakter des Absatz 1 strittig.15 Betrachtet man lediglich die 

Formulierung der Norm und die Paragraphenüberschrift, liegt es nahe 

auch für unter Einjährige beim Vorliegen der Bedarfskriterien von einem 

subjektiven Rechtsanspruch auszugehen. Die Überschrift ist mit 

„Anspruch“ betitelt, im Gesetzestext des § 24 Abs. 1 SGB VIII heißt es 

„[e]in Kind […] ist […] zu fördern“. Die Intention des Gesetzgebers war 

jedoch nicht die Etablierung eines Rechtsanspruchs für Kinder unter 

einem Jahr.  In der BT-Drucks. 16/9299, dem Gesetzesentwurf zum KiföG, 

heißt es in Artikel 1 Nr. 7, der die Neufassung des § 24 SGB VIII ab 

01.08.2013 regelt: „Für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, bleibt es bei einer objektiv-rechtlichen Verpflichtung zur 

Vorhaltung von Plätzen.“ Dieselbe Aussage trifft die Bundesregierung in 

ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates zum KiföG mit 

den Ausführungen: „Auch für Kinder unter einem Jahr muss ein objektiv-

rechtlicher Maßstab gelten, der die Träger der öffentlichen Jugendhilfe […] 

verpflichtet […].“16 Im Frankfurter Kommentar zum SGB VIII erfolgt zu  

§ 24 SGB VIII bereits eine Kommentierung zur Rechtslage ab dem 

01.08.2013. Hier werden in Bezug auf die unter Einjährigen die 

Gegensätzlichkeit von Gesetzesbegründung und Systematik der Norm 

aufgezeigt, jedoch wird keine abschließende Wertung vorgenommen.17 In 

einem von mehreren Juristen in Zusammenarbeit mit dem BMFSFJ aktuell 

erstellten Gutachten zum Rechtsanspruch U3, wird ein Rechtsanspruch 

erst für Kinder „über einem Jahr“ bzw. „ab dem ersten Geburtstag“ 

angenommen.18 Zu dem gleichen Ergebnis kommt ein Gutachten von 

Rechtsanwälten und Steuerberatern  der Kanzlei „BERNZEN 

                                            
15

 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 67. 
16

 BT-Drucks. 16/10173, S.16. 
17

 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 64-66. 
18

 Vgl. Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und Kindertagespflege, 
    S. 5 und S.32. 
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SONNTAG.19 Obwohl fraglich bleibt, weshalb der Gesetzestext im 

Widerspruch zur Intention des Gesetzgebers formuliert wurde, ist deshalb 

davon auszugehen, dass für Kinder unter einem Jahr ein Krippenplatz 

oder ein Platz in der Tagespflege nicht einklagbar ist.   

2.4 Verpflichtung der Gemeinden 

Zuständig für die Schaffung ausreichender Betreuungsplätze in 

Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege nach  

§ 24 SGB VIII ist der jeweils örtlich zuständige Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe.20 In Baden-Württemberg sind das nach § 69 Abs. 1 SGB VIII 

i.V.m. § 1 Abs. 1 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-Württemberg 

(LKJHG), die Landkreise, die Stadtkreise sowie die nach § 5 LKJHG zu 

örtlichen Trägern bestimmten kreisangehörigen Gemeinden, in deren 

Bereich die Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt, d.h. ihren nicht nur 

vorübergehenden Wohnsitz,21  haben (vgl. § 86 Abs. 1 S. 1 SGB VIII). 

Kleine Gemeinden sind in der Regel nicht zu örtlichen Trägern der 

Jugendhilfe bestimmt und somit auch nicht direkt über das KJHG zur 

Schaffung von Plätzen in der Kindertagesbetreuung verpflichtet. 

Leistungsverpflichteter ist nach § 24 SGB VIII in diesem Fall zunächst der 

Landkreis. Durch Landesrecht wurde in Baden-Württemberg den 

Gemeinden jedoch nach § 3 des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) 

die Aufgabe zur Schaffung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebots 

vor Ort übertragen. Die Gemeinden werden zur Durchführung der 

Aufgaben nach § 24 SGB VIII herangezogen. Somit besteht zwischen 

dem Landkreis als örtlichem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und der 

Gemeinde eine geteilte Verantwortung hinsichtlich der Erfüllung des 

Rechtsanspruchs.22 Während dem örtlichen Jugendhilfeträger die 

Gesamtverantwortung obliegt und sich der einklagbare Rechtsanspruch 

nach § 24 SGB VIII gegen ihn richtet, sind die Gemeinden die vor Ort 

verantwortlichen Akteure und tatsächlichen Träger der Aufgabe 
                                            
19

 Vgl. Gt-info vom 30.01.2013, AZ: 454.1, S.2 (Anlage 1). 
20

 Vgl. § 85 Abs. 1 SGB VIII i.V.m § 2 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII. 
21

 Vgl. § 30 Abs. 3 S. 2 SGB I. 
22

 Vgl. Schreiben des Enzkreises vom 07.06.2013 (Anlage 2). 
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„Kinderbetreuung“23. Sie trifft nach § 3 Abs. 2 KiTaG F. 2013 ebenso die 

Verpflichtung auf ein den örtlichen Bedarf deckendes Angebot an 

Betreuungsplätzen für Kinder unter einem Jahr hinzuwirken und dafür zu 

sorgen, dass für Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr ein Platz in 

einer Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege zur Verfügung steht.    

3 Betreuungsformen und Anforderungen an diese 

Um dieser Verpflichtung nach § 3 KiTaG nachzukommen, haben 

Gemeinden verschiedene Möglichkeiten, ihr Betreuungsangebot zu 

erweitern und Betreuungsplätze für unter Dreijährige zu schaffen. 

Während die bundesrechtliche Norm des § 24 SGB VIII nur vorgibt, dass 

die Plätze in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege zur 

Verfügung gestellt werden müssen, bestimmt das KiTaG den Begriff der 

Tageseinrichtung näher und nennt zwei Formen von Tageseinrichtungen, 

die zur Betreuung von Kindern unter 3 Jahren in Frage kommen: 

Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen und Einrichtungen zur 

Kleinkindbetreuung, sog. „Kinderkrippen“. Bezüglich der Kindertages-

pflege konkretisiert das baden-württembergische Landesrecht, dass die 

Betreuung durch eine geeignete Tagespflegeperson im Haushalt der 

Tagespflegeperson, im Haushalt der Eltern oder aber auch in anderen 

geeigneten Räumen erfolgen kann.24  

3.1 Kinderkrippen und Krippengruppen 

Die einfachste, aber in der Regel für kleine Gemeinden auch 

kostenintensivste Form zur Schaffung ausreichender Betreuungsplätze für 

unter Dreijährige, ist die Einrichtung einer kommunalen Kinderkrippe oder 

einer Krippengruppe. Bei dieser Betreuungsform werden, während einer 

Mindestöffnungszeit von 15 Stunden pro Woche,25 ausschließlich Kinder 

im Alter zwischen null und drei Jahren betreut.26   

 

                                            
23

 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 58. 
24

 Vgl. § 1 Abs. 7 S. 1, 2 und 3 KiTaG. 
25

 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 32. 
26

 Vgl. § 1 Abs. 6 KiTaG. 
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Erlaubnis: Da es sich bei einer Kinderkrippe um eine erlaubnispflichtige 

Einrichtung i.S.d. § 45  Abs. 1 S. 1 SGB VIII handelt, bedarf der Träger 

(bei kommunalen Kinderkrippen ist dies die Gemeinde) für den Betrieb 

einer Erlaubnis. Diese muss beim Landesjugendamt des 

Kommunalverbands für Jugend und Soziales (KVJS) beantragt werden.27  

 

Gruppengröße: Krippengruppen, in denen Kinder im Alter von 8 Wochen 

bis drei Jahren aufgenommen werden, haben eine Aufnahmekapazität von 

10 Kindern. Werden in einer  Krippengruppe lediglich zweijährige Kinder 

aufgenommen, erhöht sich die Höchstgruppenstärke auf 12 Kinder.28  

   

Personalschlüssel: Während der Hauptbetreuungszeiten, d.h. in der 

Zeitphase, in der mehr als 50% der Kinder anwesend sind, sind zwei 

Fachkräfte i.S.v. § 7 Abs. 1 und 2 KiTaG für die Betreuung erforderlich. In 

eingruppigen Kinderkrippen muss auch in den Randbetreuungszeiten 

neben der Gruppenleitung eine zweite Aufsichtsperson anwesend sein.29   

 

Räumlichkeiten: Neben einem Gruppenraum (Mindestgröße: 30 m² bzw. 

bei 12 Kindern 36 m²) sind ein gesonderter Ruhe- und Schlafraum, ein 

Pflege- und Sanitärbereich mit ungestörtem Wickelbereich sowie eine 

Küche bzw. Küchenzeile einzurichten. Eine Außenspielfläche von  

8 bis 10 m² pro Kind sollte vorhanden sein.30  Durch eine altersgerechte 

Einrichtung und Ausstattung der Räumlichkeiten und die Beachtung der 

durch die Unfallkasse Baden-Württemberg vorgeschriebenen Rahmen-

bedingungen, muss für die Kinder ein sicheres Umfeld zum Spielen und 

Entdecken geschaffen werden.  

3.2 Altersgemischte Gruppen  

Eine weitere Möglichkeit Betreuungsplätze für unter Dreijährige zu 

schaffen, ist es, den klassischen Kindergarten zu öffnen und auch Kinder 

                                            
27

 Vgl. § 45 i.V.m. §§ 2 Abs. 3 Nr. 4, 85 Abs. 2 Nr. 6, 69 Abs. 3 SGB VIII,  
    § 3 Abs. 1 LKJHG. 
28

 Vgl. KVJS BW, KVJS Ratgeber, S.6. 
29

 Vgl. KVJS BW, KVJS Ratgeber, S.6. 
30

 Vgl. KVJS BW, KVJS Ratgeber, S.7. 
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unter drei Jahre zu integrieren.31 Diese Form der Betreuung wird als 

Betreuung in altersgemischten Gruppen bezeichnet und bietet sich 

besonders dann an, wenn sich auf Grund einer geringen Nachfrage die 

Einrichtung einer Krippengruppe nicht lohnt.   

 

Erlaubnis: Sollen in einer Kindergartengruppe, für die bereits eine 

Betriebserlaubnis nach § 45 SBG VIII erteilt wurde, unter Dreijährige 

aufgenommen werden, muss ein Änderungsantrag beim KVJS gestellt 

werden. Liegt noch keine Erlaubnis vor, ist ein Neuantrag erforderlich.  

 

Gruppengröße: Für die Gruppengröße einer altersgemischten Gruppe 

i.S.v. § 1 Abs. 3 KiTaG ist, neben der Altersspanne und der Öffnungszeit, 

die Anzahl der betreuten unter Dreijährigen entscheidend, da ein unter 

dreijähriges Kind zwei Plätze belegt32. Bei der Aufnahme von Zweijährigen 

erfolgt diese Absenkung der Gruppenstärke  ausgehend von 25 Plätzen 

bei Halbtagsbetreuung (HT) und Regelgruppenbetreuung (RG), von 22 

Plätzen bei Verlängerten Öffnungszeiten (VÖ) und bei einer 

Ganztagesbetreuung (GT) ausgehend von 20 Plätzen. Die Anzahl der 

Kinder im Kindergartenalter muss jedoch stets überwiegen.33 Werden 

bereits Kinder ab dem ersten Lebensjahr aufgenommen, können lediglich 

15 Kinder, davon maximal 5 Kinder unter 3 Jahren betreut werden.  

Nachfolgend eine Übersicht der Gruppenaufteilung bei maximaler Anzahl 

von Kindern unter 3 Jahren.  

Abbildung 1: Zusammensetzung von altersgemischten Gruppen 

 max. Anzahl 
Krippenkinder 

Anzahl Kiga-
Kinder 

Kinder gesamt 
Plätze 
gesamt 

AM
34

 2-14 Jahre   
8 Kinder 
7 Kinder 
6 Kinder 

 
9 Kinder 
8 Kinder 
8 Kinder 

 
17 Kinder 
15 Kinder 
14 Kinder 

 
25 
22 
20 

HT/ RG 
VÖ 
GT 

AM 0-14 Jahre 5 Kinder 10 Kinder 15 Kinder 15 
 

(Quelle: Eigene Darstellung)  

                                            
31

 Vgl. Kercher/Höhn, Zweijährige im Kindergarten, S. 12. 
32

 Vgl. § 1 Abs. 4 KiTaVO. 
33

 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 30.  
34

 AM = Altersmischung. 
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Personalschlüssel: Bei altersgemischten Gruppen bestimmt sich der  

Mindestpersonalschlüssel nach § 1KiTaVO. Er kann auf der Homepage 

des KVJS-Landesjugendamtes berechnet werden.35 Nachstehend zwei 

Beispiele bei 26 Schließtagen im Jahr und einem Betrieb an 5 Tagen.  

Abbildung 2: Stellenbedarf nach Betreuungszeit und -form 

 Öffnungszeit pro 
Woche/Tag 

Beispiel 
Öffnungszeit  

Randzeiten/Tag 
Stellenbedarf 
pro Gruppe 

VÖ mit AM 
32,50 h / 6,5 h 7.00-13.30 Uhr 

2 h 2,00 Stellen 

 1 h 2,18 Stellen  

GT mit AM 
47,50 h / 9,5 h 7.00-16.30 Uhr 

2 h 3,01 Stellen 

 1 h 3,19 Stellen 
 

(Quelle: Eigene Darstellung) 

Räumlichkeiten: Werden in einer altersgemischten Gruppe bereits Kinder 

ab dem ersten Lebensjahr aufgenommen, gelten in Bezug auf die  

Räumlichkeiten nahezu dieselben Anforderungen, wie im Krippenbereich, 

es reicht also nicht aus, lediglich einen Wickelplatz einzurichten.36 

Erforderlich sind beispielsweise besondere Sicherheitsvorkehrungen für 

das sichere Spielen der unter Dreijährigen und ein Ruhe- und Schlafraum. 

Erfolgt eine Aufnahme erst ab Vollendung des 2. Lebensjahrs, wird ein 

Schlafraum bei einer täglichen Öffnungszeit von ca. 6 Stunden nicht 

unbedingt benötigt. Es genügen Rückzugsmöglichkeiten wie ein Lesesofa 

oder eine Kissenburg, da Schlafphasen bei diesem Betreuungsumfang 

von Kindern ab zwei Jahren i.d.R. nicht angenommen werden.37  

3.3 Plätze in der Kindertagespflege   

Insbesondere in der Kleinkindbetreuung spielt die Kindertagespflege, d.h. 

die Betreuung von Kindern durch eine geeignete Tagespflegeperson i.S.v. 

§ 23 Abs. 3 SGB VIII, eine wichtige Rolle. Für die Förderung der 

Kindertagespflege und für die Gewährung finanzieller Leistungen an die 

Tagespflegepersonen nach § 23 SGB VIII und nach § 8b KiTaG sind die 

Stadt-/Landkreise sowie die zu örtlichen Jugendhilfeträgern bestimmten 

                                            
35

 http://www.kvjs.de/jugend/aktuellesformulare-service/arbeitshilfen-formulare- 
    rundschreiben.html (01.07.2013). 
36

 Vgl. Von Langen, Krippe - aber sicher, S. 105. 
37

 Vgl. Kercher/Höhn, Zweijährige im Kindergarten, S. 26f. 
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kreisangehörigen Gemeinden zuständig.38 Gleichwohl können sich aber 

auch Gemeinden auf freiwilliger Basis durch finanzielle Leistungen an 

Tagespflegepersonen oder Tagesmüttervereine Plätze in der Tagespflege 

sichern. Dies kann z.B. dadurch erfolgen, dass die Gemeinde gegen einen 

jährlichen Beitrag mit einem Tagesmütterverein einen Kooperationsvertrag 

über eine bestimmte Anzahl von Plätzen schließt.  Diese Plätze können 

dann in der Bedarfsplanung der Gemeinde berücksichtigt werden. Durch 

eine Aufstockung des Förderbetrags, den die Tagespflegeperson pro 

Betreuungsstunde und pro Kind vom Landkreis erhält, können Gemeinden 

für die Tagespflegepersonen Anreize zur Betreuung von Kindern ihrer 

Gemeinde schaffen. Ebenso könnte eine Kommune Tagespflegepersonen 

für die Betreuungsstunden in Randzeiten, die durch eine institutionelle 

Betreuung nicht abgedeckt werden (z.B. vor 7 Uhr oder nach 17 Uhr), 

finanziell bezuschussen. Neben der klassischen Form der 

Kindertagespflege im Haushalt der Tagespflegeperson bzw. im Haushalt 

der Eltern, ermöglicht § 1 Abs. 7 S. 3 KiTaG auch die Betreuung der 

Kinder durch Tagesmütter in anderen geeigneten Räumen (TigeR). Es 

gibt Gemeinden, die diese Form der Betreuung unterstützen, indem sie 

Räumlichkeiten im Kindergarten- oder Schulgebäude mietfrei zur 

Verfügung stellen, Kooperationen zwischen TigeR und Kindergarten 

unterstützen oder die Erstausstattung der Räumlichkeiten finanzieren.  

Erlaubnis: Betreut eine Tagespflegeperson ein oder mehrere Kinder 

außerhalb des Haushalts der Erziehungsberechtigten gegen Entgelt, so 

bedarf sie hierfür nach 43 SGB VIII einer Erlaubnis, wenn der 

Betreuungsumfang 15 Stunden pro Woche überschreitet und die 

Betreuung für einen längeren Zeitraum als 3 Monate beabsichtigt ist. Die 

Erlaubnis ist an die Eignung der Tagespflegeperson hinsichtlich 

Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft geknüpft39 

und darf nur erteilt werden, wenn kindgerechte Räumlichkeiten für die 

                                            
38

 Vgl. § 8b Abs. 1 KiTaG, § 23 i.V.m. §§ 2 Abs. 3 Nr. 4, 85 Abs. 1, 69 Abs. 1 SGB VIII, 
    § 1 Abs.1 LKJHG. 
39

 Vgl. § 43 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VIII. 
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Betreuung zur Verfügung stehen. Die Tagespflegeperson muss zusätzlich 

eine Grundqualifikation im Rahmen von 160 Unterrichtseinheiten zu je  

45 Minuten erworben haben.40 Bei der Betreuung in anderen geeigneten 

Räumen ist eine Zusatzqualifikation von 40 Unterrichtseinheiten zu je  

45 Minuten erforderlich.41  

Betreuungsschlüssel: Die Erlaubnis einer Tagespflegeperson berechtigt 

zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden fremden Kindern.42 

In anderen geeigneten Räumen können durch mehrere Tagespflege-

personen bis zu neun Kinder gleichzeitig betreut werden. Sofern mehr als 

sieben Kinder im Rahmen der TigeR betreut werden, muss eine 

Tagespflegeperson Fachkraft i.S.d. § 7 KiTaG sein.43  

Räumlichkeiten: § 43 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB VIII schreibt vor, dass die 

Tagespflegeperson über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen muss. Es 

muss ein ausreichend großes Raumangebot mit Rückzugs- und 

Schlafmöglichkeiten  (insbesondere für Kleinkinder) vorhanden sein. Platz 

für Spielmöglichkeiten, eine anregungsreiche Ausgestaltung der Räume, 

geeignete Spiel- und Beschäftigungsmaterialien sowie unfallverhütende 

Vorkehrungen, gute hygienische Verhältnisse und Möglichkeiten zum 

Spielen im Freien und Entdecken der Natur sind unabdingbar.44 Für die 

Tagespflege in anderen geeigneten Räumen gilt dies entsprechend.  

4 Erfüllung des Rechtsanspruchs in Sternenfels  

Obwohl noch nicht abschließend geklärt ist, wie das Betreuungsangebot in 

Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege konkret ausgestaltet 

sein muss, um den Anforderungen des § 24 SGB VIII F. 2013 zu genügen, 

sind die Gemeinden gefordert, bis zu den ersten richterlichen 

Entscheidungen diesbezüglich, die Situation bestmöglich zu bewältigen. 

                                            
40

 Vgl. VwV Kindertagespflege 1.3 b) vom 18. Februar 2009 (Baden-Württemberg). 
41

 Vgl. VwV Kindertagespflege 1.3 c) vom 18. Februar 2009 (Baden-Württemberg). 
42

 Vgl. § 43 Abs. 3 S. 1 SGB VIII. 
43

 Vgl. VwV Kindertagespflege 1.2 b) vom 18. Februar 2009 (Baden-Württemberg). 
44

 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 43 Rn 18 und http://www.handbuch-   
    kindertagespflege.de/files/pdf/application/pdf/1.3.pdf  (06.07.2013). 
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Wie sich die 2.700 Einwohner Gemeinde Sternenfels dieser 

Herausforderung stellt, soll im folgenden Abschnitt aufgezeigt werden.  

4.1 Ausgangslage   

Die in Baden-Württemberg, am nordöstlichen Rand des Enzkreises 

gelegene Gemeinde Sternenfels hat 2.765 Einwohner45, davon aktuell 88 

Kinder zwischen drei und sechs Jahren und 70 Kinder unter drei Jahren.46 

Die ländlich geprägte Gemeinde verfügt in den beiden Ortsteilen 

Sternenfels und Diefenbach über drei Einrichtungen der 

Kindertagesbetreuung. Im Evangelischen Kindergarten und im 

Gemeindekindergarten Diefenbach werden die Betreuungsmodule 

Regelbetreuung sowie die Betreuung während verlängerter 

Öffnungszeiten für Kinder ab 2 Jahren angeboten. Die Kindertagesstätte 

Kraichquelle ist seit dem Kindergartenjahr 2012/2013 nur noch für Kinder 

ab 2 Jahren vorgesehen, die eine Ganztagesbetreuung benötigen. 

Nachfolgend ein Überblick über die Kindertageseinrichtungen:  

Abbildung 3: Kindertageseinrichtungen in Sternenfels 

 Evangelischer 
Kindergarten  

Gemeindekindergarten 
Diefenbach 

Kindertagesstätte 
Kraichquelle  

 
Ortschaft 
 

Sternenfels Diefenbach Sternenfels 

 
Angebot 

 
 

Regelgruppe: 

  7.30-12.30 Uhr (Mo-Fr) 
14.00-16.30 Uhr (Mi+Do) 
 
VÖ: 

  7.30-13.30 Uhr (Mo-Fr) 
 

 
 

Regelgruppe: 

  7.30-12.30 Uhr (Mo-Fr) 
14.00-16.00 Uhr (Mo-Fr) 
 
VÖ: 

  7.30-13.30 Uhr (Mo-Fr) 
 
zubuchbar: 

  7.00-16.30 Uhr (Mo-Fr) 

 
 

Ganztagesbetreuung: 

  7.30-16.00 Uhr (Mo-Fr) 
 
 
 
 
 

zubuchbar: 

  7.00-16.30 Uhr (Mo-Fr) 
 

Alter der 
Kinder 

ab 2 Jahre ab 2 Jahre ab 2 Jahre 

 

genehmigte 
Plätze 

44 47 44 

 

(Quelle: Eigene Darstellung) 

Zunächst war die Umwandlung einer Kindergartengruppe mit 22 Plätzen in 

eine Krippengruppe mit 10 Plätzen in der Kindertagesstätte (Kita) 

                                            
45

 Stand 30.06.2012 auf Grundlage des Zensus vom 09.05.2011. 
46

 Stand 01.07.2013. 
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Kraichquelle bereits zum Kindergartenjahr 2013/2014 vorgesehen.  

Um trotz der Einrichtung einer Krippengruppe die Gesamtzahl der 

108 Betreuungsplätze aufrecht erhalten zu können, wurde zum  

Kindergartenjahr 2012/2013  die Kleingruppe im Kindergarten Diefenbach 

auf volle Gruppenstärke aufgestockt und hierfür eine Anerkennungs-

praktikantin eingestellt.47 Jedoch zeichnete sich ab, dass mit  

9 Schulanfängern und 8 sog. „Kann-Kindern“ in der Kita Kraichquelle zum 

neuen Kindergartenjahr noch 35 bzw. 27 Plätze belegt gewesen wären. 

Beim Wechsel aller Kinder (auch der „Kann-Kinder“), wären bei 

Einrichtung einer Krippengruppe zum Kindergartenjahr 2013/2014 

maximal 5 Neuaufnahmen, davon jedoch maximal 3 Krippenkinder, 

möglich gewesen. Ein Wechsel von lediglich 9 Schulanfängern hätte 

bedeutet, dass bei Einrichtung einer Krippengruppe von Anfang eine 

Überbelegung von 3 Plätzen vorgelegen hätte und keine Neuaufnahmen 

im Krippenbereich möglich gewesen wären. Deshalb  wurde in der 

Gemeinderatsitzung vom 31.05.2012 notgedrungen die Einführung der 

Krippengruppe auf das Kindergartenjahr 2014/2015 verschoben.48 Die 

Einrichtung einer Krippengruppe im Gemeindekindergarten Diefenbach 

schied wegen der für den Krippenbereich ungeeigneten Räumlichkeiten 

(z.B. lediglich kleine Küchenzeile, keine Schlafmöglichkeiten) aus. Der 

Evangelische Kindergarten bietet sich für einen Krippenausbau der 

Gemeinde nicht an, da er nicht in Trägerschaft der Gemeinde ist. Der 

Neubau einer Kinderkrippe wurde nicht ernsthaft in Erwägung gezogen, 

da bei der Bedarfsumfrage, die für das Kindergartenjahr 2012/2013 

durchgeführt wurde, für die Betreuung von einjährigen Kindern nur eine 

Meldung einging, die Betreuung der Zweijährigen in altersgemischten 

Gruppen der bestehenden Einrichtungen ermöglicht werden konnte und 

die Gemeinde als höchst verschuldete Gemeinde des Enzkreises bestrebt 

war, eine kostengünstigere Lösung zur Schaffung der Krippenplätze zu 

finden. Auf Vorschlag der Kindergartenfachberatung diskutierte man die 

Umwandlung einer Gruppe der Kita Kraichquelle in  eine altersgemischte 
                                            
47

 Vgl. GR-Protokoll vom 31.05.2012 zu § 7, Blatt 1 (Anlage 3). 
48

 Vgl. GR-Protokoll vom 31.05.2012 § 7, Beschluss Blatt 4 (Anlage 3). 
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Gruppe mit 15 Kindern im Alter von 1-6 Jahren. Dieser Vorschlag wurde 

aber von Seiten des Gemeinderats aus pädagogischen Gründen nicht 

befürwortet.49 Somit blieb es bei der Entscheidung, die Einrichtung der 

Krippengruppe in der Kita Kraichquelle um ein Jahr zu verschieben.  

Um im Kindergartenjahr 2014/2015 aber nicht wieder vor demselben 

Problem bzgl. der Überbelegung bei Einführung einer Krippengruppe zu 

stehen, beschloss der Gemeinderat am 31.05.2012, dass Neuaufnahmen 

in der Kita Kraichquelle ab 01.06.2012 nur noch im Ganztagesbereich mit 

einer Mindestbuchung von drei Betreuungstagen möglich sind und zum 

Nachweis des Ganztagesbedarf vor Abschluss des Betreuungsvertrages 

eine Arbeitsbescheinigung der Eltern vorzulegen ist.  

4.2 Plätze in altersgemischten Gruppen 

Trotz fehlender Krippengruppe können bereits derzeit Kinder ab dem 

zweiten Geburtstag in allen drei Kindertageseinrichtungen in Sternenfels 

aufgenommen werden und im Rahmen der altersgemischten Gruppen 

halbtags als auch ganztags betreut und gefördert werden. Entsprechend 

der Erlaubnis des KVJS sind die zwei altersgemischten Gruppen der 

Ganztageseinrichtung auf die Betreuung von Kindern zwischen zwei und 

vierzehn Jahren ausgelegt, für drei weitere altersgemischte Gruppen 

wurde eine Altersmischung von Zweijährigen bis zum Schuleintritt 

genehmigt. Zum 01.07.2013 wurden in Sternenfels insgesamt sieben 

zweijährige Kinder50 betreut. Für das kommende Kindergartenjahr sind  

16 Kinder angemeldet, die zum Zeitpunkt der Wunschaufnahme jünger als 

2 ¾ Jahre alt sind.  

4.3 Kooperationsvertrag mit dem Tagesmütterverein  

Damit trotz der Verschiebung des Krippenausbaus der Rechtsanspruch 

auf einen Betreuungsplatz ab dem 1. Lebensjahr  ab 1. August  2013 in 

der Gemeinde Sternenfels erfüllt werden kann, wurde von der 

                                            
49

 Vgl. GR-Protokoll vom 31.05.2012 § 7, Blatt 3 und 4 (Anlage 3). 
50

 Ab dem Alter von 2 Jahren und 9 Monaten belegen Kinder keine 2 Plätze mehr, gelten 
    somit schon als Dreijährige, die bereits im Rahmen der Eingewöhnungsphase betreut 
    werden.   
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Verwaltungsleitung vorgeschlagen und vom Gemeinderat beschlossen, 

einen Kooperationsvertrag mit dem „Tagesmütter Enztal e.V.“ über fünf 

Betreuungsplätze abzuschließen.51 Der „Tagesmütter Enztal e.V“ ist 

anerkannter Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII und   

vermittelt in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und in Kooperation mit 

Enzkreisgemeinden Tagespflegeverhältnisse, berät alle Beteiligten und 

bildet Tagespflegepersonen nach den bundesweiten Standards aus.52 

Gegenstand der Kooperationsvereinbarung, die seit 1. Januar 2013 gilt, ist 

die „zeitnahe und sorgfältige Beratung und Vermittlung einer geeigneten 

Betreuungsperson, die qualifizierte Ausbildung der Tagesmütter […] sowie 

die Beratung und Begleitung der Eltern“53. Im Gegenzug verpflichtet sich 

die Gemeinde zur Zahlung eines jährlichen Betrags von 4.000 €, der sich 

aus einem potentiellen Bedarf von fünf Betreuungsplätzen à 800 € 

ergibt.54 Zum 31.12.2013 wurden in Sternenfels drei Kinder unter drei 

Jahren von Tagespflegepersonen betreut.  

Lassen Eltern ihr Kind durch eine Tagesmutter betreuen, schließen sie 

einen privatrechtlichen Betreuungsvertrag mit der Tagesmutter ab, in dem 

z.B. die Betreuungskosten festgelegt werden. Unabhängig von den 

privatrechtlich vereinbarten Stundensätzen, erhält die Tagesmutter nach 

§ 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII vom Jugendamt des Enzkreises eine laufende 

Geldleistung in Höhe von 5,50 € pro Betreuungsstunde, an der sich die 

Eltern beteiligen müssen. Im Juni 2012 hat der Kreistag die Angleichung 

der Kostenbeiträge in der Kindertagespflege an die Elternbeiträge für 

Kindertageseinrichtungen beschlossen, im Juli 2013 wurde eine Satzung 

hierzu erlassen.55 Für das Kindergartenjahr 2013/2014 ist die 

Kostenbeteiligung von Eltern mit einem Kind auf 2,12 € je Betreuungs-

stunde festgelegt.56 Darüber hinausgehende Kosten entstehen den Eltern 

                                            
51

 Vgl. GR-Protokoll vom 21.06.2012 zu § 4 (Anlage 4). 
52

 Vgl. http://www.tagesmuetter-enztal.de/vereinsvorstellung/ (07.07.2013). 
53

 Kooperationsvereinbarung der Gemeinde Sternenfels mit dem „Tagesmütter Enztal  
    e.V.“, S. 1, (Anlage 5). 
54

 Vgl. Kooperationsvereinbarung der Gemeinde Sternenfels mit dem „Tagesmütter  
    Enztal e.V.“, S. 1, (Anlage 5). 
55

 Vgl. Öffentliche Bekanntmachung des Landratsamtes Enzkreis (Anlage 6). 
56

 Auskunft von Frau Ulrike Weißert vom Jugendamt Enzkreis, Telefonat am 29.07.2013.  
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nur, sofern im Betreuungsvertrag eine höhere Betreuungspauschale als 

5,50 € vereinbart wurde. Verlangt eine Tagesmutter z.B. 8 € pro Stunde, 

müssen Eltern die Kostenbeteiligung nach § 90 Abs. 1 S.1 Nr. 3 SGB VIII 

von 2,12 € an das Jugendamt entrichten und zusätzlich 2,50 € direkt an 

die Tagesmutter bezahlen. In den meisten Fällen wird im 

Betreuungsvertrag auch die Vertretung der Tagesmutter festgehalten. 

Zum Teil gibt es Vertretungsmodelle durch andere Tagespflegepersonen, 

zum Teil wird jedoch auch mit den Eltern vereinbart, dass sie im Falle von 

Krankheit oder Urlaub der Tagesmutter auf ein privates Netz zurückgreifen 

(z.B. Betreuung durch Großeltern, Verwandte oder Freunde).57 Bei 

Krankheit oder Urlaub der Tagesmutter wird die Förderung vom 

Kreisjugendamt in Höhe von 5,50 € pro Betreuungsstunde an die 

Tagesmutter für bis zu 4 Wochen weiterbezahlt.58   

4.4 Krippenplätze in umliegenden Gemeinden 

In den Gemeinden Kürnbach, Oberderdingen, Knittlingen, Maulbronn und 

Zaberfeld können in insgesamt elf Krippengruppen Kinder unter 3 Jahren 

betreut werden. Alle Einrichtungen sind mit dem Auto in maximal  

15 Minuten erreichbar (siehe Abbildung 4).  

Abbildung 4: Entfernung der umliegenden Krippengruppen  

 

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage einer Karte von google maps) 

                                            
57

 Vgl. E-Mail des Tagesmütter Enztal e.V. vom 23.07.2013 (Anlage 18 auf CD). 
58

 Auskunft von Frau Ulrike Weißert vom Jugendamt Enzkreis, Telefonat am 29.07.2013. 



21 

Jedoch sind, wie aus nachfolgender Aufstellung in Abbildung 5 ersichtlich, 

derzeit nahezu alle Einrichtungen, in denen Sternenfelser Kinder bereits 

ab dem ersten Lebensjahr eine Krippengruppe besuchen könnten, 

vollständig belegt. In der Krippengruppe der Kita „Villa Sonnenschein“ in 

Oberderdingen und in der städtischen Kita in Knittlingen, werden derzeit 

zwei Kinder aus Sternenfels betreut. In Knittlingen wird nächstes Jahr ein 

weiteres Kind aus Diefenbach aufgenommen. Die Chancen für 

Sternenfelser Familien einen Betreuungsplatz in der Krippengruppe einer 

Nachbargemeinde zu erhalten, sind also gegeben. Die Gemeinde kann 

sich jedoch auf Grund der guten Auslastung der Einrichtungen auch nicht 

darauf verlassen, dass bei Bedarf in einem anderen Ort ein freier 

Krippenplatz zur Verfügung steht. 

Abbildung 5: Krippengruppen im Umkreis 

Einrichtung Betreuungszeiten 
Eltern- 

beitrag
59

 
Anzahl 
Plätze 

belegte 
Plätze

60
 

Aufnahme 
auswärtiger 

Kinder 

Kürnbach 
 

Ev, Kiga 
Dorfberg 

 

7.30-13.00 Uhr 

7.30-14.30 Uhr 
275 € 10 

 
10 

bis Jan. 2014 
ja 

Oberderdingen 
 

Ev. Kita Villa 
Sonnenschein 

 

7.00-14.00 Uhr 

7.00-17.00 Uhr 
328 € 

 

20 
16 

ab Sept. 19 
ja 

Knittlingen 
 

Städt. Kita 
Goethestraße 

 

7.00-13.30 Uhr 

7.00-17.30 Uhr 
120 € 40 40 ja 

 

Ev. Kiga 
Esselbachstraße 

 

7.30-13.30 Uhr 120 € 
 

10 

10  

bis Jan. 2015 
bisher nur 

eigene Kinder 

Maulbronn 
 

Städt. Kita 
Schleifhäusleweg 

 

7.30-13.30 Uhr 204 € 12 9 
eigene Kinder 

werden 
bevorzugt  

 

Städt. Kita 
Schefenacker 

 

7.30-13.30 Uhr 204 € 
 

12 
k.A. k.A. 

Zaberfeld 
 

Ev. Kita 
Regenbogen 

 

7.30-13.30 Uhr 300 € 

 

10 
(voraussichtlich 

ab Sept. 20) 

 

10 

eigene Kinder 
werden 

bevorzugt 
 

(Quelle: Eigene Darstellung)
61

  

                                            
59

 Bei einem Kind und einem Betreuungsumfang von ca. 30 h pro Woche. 
60

 Stand Juli 2013.  
61

 Grundlage: Telefonate am 09.07. und 10.07.2013 (Protokoll siehe Anlage 19 auf CD),  
    ergänzend Internetauftritt der jeweiligen Gemeinde/Einrichtung. 
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4.5 Risiken des aktuellen Ausbaustandes  

Bei der im Dezember 2012 in Sternenfels durchgeführten Bedarfsumfrage 

(Rücklaufquote von knapp 50%), gaben 16 Eltern an, an einem 

Betreuungsangebot vor dem dritten Lebensjahr ihrer Kinder interessiert zu 

sein. Davon wünschten 12 der 75 angeschriebenen Eltern eine Betreuung 

ab dem zweiten Lebensjahr, 4 Eltern die Förderung ihrer Kinder in einer 

Kindertageseinrichtung bereits ab dem ersten Geburtstag. Während die 

zweijährigen Kinder eine altersgemischten Gruppen der Gemeinde 

besuchen können, können Einjährige nur  über den „Tagesmütter Enztal 

e.V.“ an eine Tagesmutter vermittelt oder auf die Betreuung in einer 

umliegenden Gemeinde verwiesen werden. Hier stellt sich die Frage, ob 

der in § 24 SGB VIII verankerte Rechtsanspruch auch durch einen Platz in 

der Krippengruppe einer anderen Gemeinde oder in der Tagespflege 

erfüllt werden kann, wenn die Eltern diese Form der Betreuung ablehnen 

und einen Platz in einer örtlichen Tageseinrichtung wünschen. Was die 

Betreuung der Zweijährigen anbelangt, kann derzeit noch nicht mit 

Sicherheit gesagt werden, ob das Betreuungsangebot für Zweijährige z.B. 

in zeitlicher Hinsicht dem „individuellen Bedarf“ der Familien entspricht.  

5 Interkommunale Untersuchung  

Im Rahmen der Bachelorarbeit wurde eine Befragung von Gemeinden 

mittels Fragebögen durchgeführt, mit der Zielsetzung empirisch zu 

ermitteln, wie man in anderen kleinen Gemeinden Baden-Württembergs 

dem Rechtsanspruch auf Krippenbetreuung gerecht wird. In erster Linie 

sollte untersucht werden: 

 Ob es noch andere kleine Gemeinden gibt, die keine Kinderkrippe 

bzw. Krippengruppe eingerichtet haben, 

 ob die als Richtwert vorgegebene Versorgungsquote von 35% auch 

in kleinen Gemeinden der tatsächlichen Nachfrage entspricht, 
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 welche Rolle die Kindertagespflege in ländlich geprägten 

Gemeinden spielt, 

 welche Betreuungszeiten in kleinen Gemeinden, die eine Krippen-

betreuung eingerichtet haben, angeboten werden und 

 wie gut die Auslastung der Kinderkrippen ist.    

Darüber hinaus sollten nähere Erkenntnisse zur Vergleichbarkeit von 

Plätzen in der Tagespflege mit Plätzen in Tageseinrichtungen erlangt 

werden, indem bei Tagesmüttervereinen die Regelungen über die 

Bezahlung der Tagesmütter, die Vertretungsregelung im Krankheitsfall 

sowie die Betreuungszeiten der Tagesmütter erfragt wurden.  

Für die interkommunale Untersuchung wurde die schriftliche Befragung 

per E-Mail mittels Fragebögen gewählt. Durch diese Form der 

Datenerhebung können in relativ kurzer Zeit viele Teilnehmer erreicht 

werden und  im Gegensatz zu einer mündlichen Befragung sind ehrlichere 

und überlegtere Antworten zu erwarten.62   

5.1 Vorbereitung und Durchführung der Befragungen 

Die Auswahl der Gemeinden für diese Umfrage wurde auf Grundlage der 

Daten des statistischen Landesamtes über die Betreuung von 

Kleinkindern und Kindergartenkindern aus dem Jahr 2012 getroffen.63  

Im Fokus der Untersuchung sollten die Gemeinden stehen, die keine 

Plätze in einer Krippengruppe haben bzw. die trotz geringer Nachfrage 

eine Krippengruppe eingerichtet haben. Ausgangspunkt der 

interkommunalen Untersuchung bildeten deshalb die Gemeinden Baden-

Württembergs, in denen zum Stichtag 1. März 2012 weniger als  

10 Kleinkinder betreut wurden und die mit einer Einwohnerzahl zwischen 

1.000 und 3.000 Einwohnern (kleine Gemeinden)64 mit Sternenfels 

vergleichbar sind. Um einen ersten Überblick über das Betreuungs-

                                            
62

 Vgl. Mayer, Interview und schriftliche Befragung, S.100. 
63

 Statistik (Anlage 20 auf CD). 
64

 Einwohnerzahlen aus Wikipedia Stand 31.12.2011.  
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angebot in diesen Gemeinden zu gewinnen und die Fragebögen 

zielgerichtet gestalten zu können, erfolgte eine Klassifizierung der  

138 Gemeinden bezüglich ihres Betreuungsangebotes für unter 

Dreijährige, welches über die Homepage der Gemeinden ermittelt wurde. 

Die Gemeinden wurden ferner nach Regierungsbezirken  sortiert.65  

Mittels zwei unterschiedlicher Fragebögen, die mit einem persönlichen 

Anschreiben66 am 22.06.2013 per E-Mail an den Bürgermeister bzw.  

an den zuständigen Mitarbeiter verschickt wurden, sollten die o.g. 

Forschungsfragen untersucht werden.  

Grundlage für die Befragung der Tagesmüttervereine war eine Übersicht 

über die Mitglieder des Landesverbands der Tagesmütter-Vereine Baden-

Württemberg e.V. Die Fragen zu den Betreuungskosten für Eltern, zur 

Vertretungsregelung bei Abwesenheit der Tagesmutter und zu den 

Betreuungszeiten wurden an 22 Tagesmüttervereine per E-Mail am 

12.07.2013 adressiert.67  

5.2 Aufbau der Fragebögen  

Für die Befragung der Gemeinden wurde ein Fragebogen für die 

Kommunen, die im März 2013 laut den Angaben ihrer Homepage keine 

Krippenplätze zur Verfügung hatten, konzipiert, ein zweiter Fragebogen für 

Kommunen, die bereits eine Krippengruppe eingerichtet hatten.68  Bei den 

Fragebögen handelte es sich um bewusst einfach gehaltene, 

halbstandardisierte Fragebögen, um eine gute Rücklaufquote und 

Vergleichbarkeit zu erzielen und die jeweiligen Besonderheiten vor Ort zu 

berücksichtigen. Ein Großteil der Fragen konnte durch Ankreuzen der 

zutreffenden Angaben beantwortet werden. Konkretisierende Angaben 

waren möglich und zum Teil gefordert. Beide Fragebögen enthalten 

                                            
65

 Siehe Übersichten über die Gemeinden, denen ein Umfragebogen zugeschickt wurde 
   (Anlage 7). 
66

 Siehe Anlage 8. 
67

 Übersicht über die Mitglieder siehe Anlage 11 und Anschrieben siehe Anlage 12. 
68

 Die Fragebögen sind als Anlage 9 beigefügt.  
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Fragen zu den Themen „Betreuungsangebot“, „örtlicher Bedarf“ und 

„Kindertagespflege“.  

5.3 Ergebnisse der Befragung 

Von den 138 Gemeinden wurde der Fragebogen von 47 Gemeinden 

beantwortet und zurückgeschickt, was einer Rücklaufquote von 34% 

entspricht. 15 Rückmeldungen gingen von Gemeinden ein, die zum 

Kindergartenjahr 2013/2014 über keine Krippenplätze69 verfügen. Die 

anderen 32 Gemeinden, die den Fragebogen ausgefüllt zurückgeschickt 

haben, können zum Kindergartenjahr 2013/2014 Plätze in einer 

Krippengruppe anbieten. Die Ergebnisse und Auswertungen der 

Befragung, werden im Rahmen der Rechtsfragen unter 6.1.1, unter 6.2.1, 

unter 6.3.1, unter 6.4.1 und unter 6.5.1 der theoretischen Betrachtung 

vorangestellt und sind der Arbeit auch zusammengefasst als Anlage 10 

beigefügt. Die einzelnen ausgefüllten Fragebögen liegen der Arbeit als 

Anlage 21 auf CD bei. 

Zur näheren Betrachtung der Tagespflege unter dem Gliederungspunkt 

6.3.2 können die Antworten von 10 der 22 befragten Tagesmüttervereine 

herangezogen werden.70 Die Antworten sind in Anlage 13 zusammen-

gefasst und wurden zum Teil vom Verfasser um die Höhe des 

Kostenbeitrags, den Eltern bei Betreuung ihres Kindes in der Tagespflege 

an das Jugendamt des Landkreises zu entrichten haben, ergänzt.  

6 Ausgewählte Rechtsfragen 

Das Gesetz lässt im Hinblick auf die neugefasste Kleinkindbetreuung viele 

Fragen offen. Kommentare, Gesetzesbegründungen und Expertisen 

helfen bei der Beantwortung der Fragen weiter, treffen zu manchen 

Aspekten jedoch auch nur äußerst vage Aussagen und sind zum Teil 

widersprüchlich. Besonders unter den Juristen werden zum Teil 

                                            
69

 Unter Krippenplätze werden im Rahmen meiner Arbeit Plätze in einer Kinderkrippe/  
    Krippengruppe verstanden. Plätze in altersgemischten Gruppen sind davon nicht  
    erfasst.  
70

 Die einzelnen E-Mails sind der Arbeit als Anlage 18 auf CD beigefügt. 
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verschiedenste Ansichten vertreten. Das nachfolgende Kapitel greift 

einzelne Fragestellungen zum Rechtsanspruch auf Krippenbetreuung auf 

und versucht diese unter Berücksichtigung des aktuellen Rechts-

verständnisses und mit Blick auf die Praxis zu beantworten. 

6.1 Der zeitliche Umfang des Betreuungsanspruchs 

Inwieweit können Betreuungswünsche und -bedarfe bezüglich des 

zeitlichen Umfangs der Krippenbetreuung geltend gemacht werden?   

Die zeitliche Komponente des Betreuungsanspruchs ist Teil des 

Rechtsanspruchs71 und richtet sich bei unter Dreijährigen nach  

§ 24 Abs. 1 S. 2 und § 24 Abs. 2 S. 2 SGB VIII nach dem „individuelle 

Bedarf“. Das Gesetz konkretisiert nicht, ob es sich dabei um den 

individuellen Bedarf des Kindes oder der Eltern handelt. In der Regel wird 

sich der Betreuungsbedarf des Kindes jedoch aus der Berufstätigkeit, der 

Ausbildung oder einer anderen Bildungsmaßnahme der Eltern ergeben. 

Die berufsbedingte Abwesenheit der Eltern kann eine Halbtagesbetreuung 

des Kindes erfordern, aber in Einzelfällen auch deutlich darüber 

hinausgehen. Zwei fiktive Beispiele sollen verdeutlichen, wie weitreichend 

der individuelle Bedarf bei Berufstätigkeit der Eltern sein kann: 

Beispiel 1: Herr Eder hat eine 40 h-Woche und einen Fahrweg von knapp 

einer Stunde. Er verlässt morgens um sieben das Haus und kehrt abends 

nicht vor 17.30 Uhr zurück. Seine Frau hat seit dem ersten Geburtstag der 

Tochter ihre Vollzeitstelle als Verkäuferin in einer Boutique im Wohnort 

wieder aufgenommen. Sie beginnt ihre Arbeit morgens um 10.00 Uhr und 

ist erst nach Ladenschluss um 19 Uhr wieder zu Hause. Die Familie hat 

somit einen individuellen Betreuungsbedarf von 9.30 Uhr bis 17.30 Uhr.  

Beispiel 2: Herr Jansen ist alleinerziehender Vater und ist finanziell auf 

seinen Job als Schichtarbeiter bei einem Automobilzulieferer angewiesen. 

Sein Sohn Jakob ist erst zwei Jahre alt. Da die Großeltern nicht in der 

                                            
71

 Vgl. Rixen, NJW 39/2012, S. 2840. 
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näheren Umgebung wohnen, benötigt er für seinen Sohn, zusätzlich zur 

Vormittagsbetreuung im Kindergarten, eine Betreuung über Nacht.  

Ein individueller Bedarf auf Betreuung des Kindes kann sich aber auch 

aus anderen, nicht beruflichen Gründen ergeben. Die Pflege eines 

Familienangehörigen oder die Geburt eines weiteren Kindes können eine 

Betreuung erfordern und den individuell notwendigen zeitlichen Rahmen 

der Betreuung bestimmen. Unabhängig von einem tatsächlichen Bedarf 

haben nach § 24 Abs. 2 SGB VIII aber alle Kinder im Alter zwischen ein 

und drei Jahren einen Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung. Auch 

Kinder, deren Eltern keine konkrete Verpflichtung haben. In diesem Fall 

kann man die Betreuungszeiten nicht vom individuellen Bedarf ableiten, 

da der Betreuung kein objektiv bestimmbarer Bedarf zugrunde liegt. Es 

kann nicht verlangt werden, dass die Eltern nachweisen, was Sie in der 

Zeit, während ihr Kind eine Kinderkrippe besucht oder von einer 

Tagesmutter betreut wird, machen.72 

6.1.1 Betreuungszeiten in der Praxis  

Die Befragung der Gemeinden hat gezeigt, dass die in den 

Krippengruppen angebotenen Betreuungsmodelle in den meisten Fällen 

Betreuungszeiten am Vormittag abdecken. In 12 der 15 Gemeinden, die 

Plätze in einer Kinderkrippe anbieten und diesen Abschnitt des 

Fragebogens ausgefüllt haben, werden nur die Betreuungsmodelle 

„Halbtagsbetreuung am Vormittag“ und/oder „Verlängerte Öffnungszeiten“ 

angeboten. Die maximalen Betreuungszeiten variieren etwas, liegen 

jedoch zwischen 7.00 Uhr und 14.15 Uhr. Nur in 3 der 15 Gemeinden 

können Kinder ergänzend zu der Betreuung während verlängerter 

Öffnungszeiten in einer Ganztageskrippengruppe betreut werden. 
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Abbildung 6: Betreuungsmodelle und max. Betreuungszeiten in den Kinderkrippen 

halbtags  
Vormittag 

VÖ 
halbtags  

Nachmittag 
RG VÖ + GT 

12 Gemeinden - - 3 Gemeinden 

7.30 – 12.30 Uhr 7.00 – 14.00 Uhr  
 

7.00 – 17.00 Uhr 

7.30 – 13.30 Uhr 7.00 – 14.00 Uhr  
 

7.20 – 16.45 Uhr 

7.30 – 13.30 Uhr 7.30 – 14.00 Uhr  
 

7.30 – 16.30 Uhr 

 
7.30 – 14.00 Uhr  

  

 
7.15 – 14.15 Uhr  

   

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Umfrageergebnisse)  

 

Die meisten Krippenplätze im ländlichen Raum sind also darauf ausgelegt 

eine Teilzeitbeschäftigung des zweiten Elternteils am Vormittag zu 

ermöglichen. Sofern in Familien ein Betreuungsbedarf besteht, der 

darüber hinausgeht, kann dieser jedoch vielerorts durch eine ergänzende 

Betreuung  in der Tagespflege oder für Kinder ab zwei Jahren in 

altersgemischten Gruppen des Kindergartens abgedeckt werden. 

Betreuungsplätze für Zweijährige in altersgemischten Gruppen, die häufig 

über eine Vormittagsbetreuung hinausgehen, werden in 24 der 47 

befragten Gemeinden zur Erfüllung des Rechtsanspruchs herangezogen. 

19 der 47 Gemeinden gaben an, dass für unter Dreijährige Plätze in der 

Tagespflege zur Verfügung stehen. 

6.1.2 Mindestbetreuungszeiten  

Da weder im Gesetzestext noch in der Gesetzesbegründung der zeitliche 

Umfang des Rechtsanspruchs konkretisiert wurde, kann nur der Wortlaut 

des Gesetzestexts und der bislang geltende Betreuungsumfang als 

Vergleichsgröße herangezogen werden. Bislang galt für Kinder über  

3 Jahren, dass der Rechtsanspruch auf den Besuch einer Tages-

einrichtung nach § 24 Abs. 1 SGB VIII F. 2008 bei bedarfsgerechter 

Ausgestaltung der Öffnungszeiten, mit einer Halbtagesbetreuung erfüllt 

wird. Ein einklagbarer Rechtsanspruch auf einen Ganztagesplatz bestand 

nicht.73 Basierend auf dem Förderauftrag nach § 22 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII, 

nach dem Angebote in Tageseinrichtungen und in der Tagespflege Eltern 
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dabei helfen sollen, Berufstätigkeit und Kindererziehung besser 

miteinander zu vereinbaren, galt die allgemeine Auffassung, dass ein 

Angebot nur bedarfsgerecht ist, wenn es eine zusammenhängende 

Mindestbetreuungszeit von sechs Stunden gewährleistet.74 Man kann 

sicherlich nicht sagen, dass der Jugendhilfeträger bzw. die Gemeinde mit 

der Schaffung eines Betreuungsangebots im Umfang von sechs Stunden 

ihrer Verpflichtung zur Schaffung eines dem individuellen Bedarf 

entsprechenden Angebots ausreichend nachgekommen wäre, wenn die 

Bedarfe von Familien darüber hinausgehen. Bei dem  Rechtsanspruch für 

unter Dreijährige kommt dem Bedarf des Einzelfalls (Wortwahl 

„individueller Bedarf“) ein stärkeres Gewicht als bisher zu. Der 

Gesetzgeber hätte auch, wie beim Rechtsanspruch für Kinder über 

3 Jahren in § 24 Abs. 3 SGB VIII, lediglich einen Anspruch auf „Förderung 

in einer Tageseinrichtung“ und die objektiv rechtliche Verpflichtung zur 

Vorhaltung eines „bedarfsgerechte[n] Angebot[s] an Ganztagesplätzen“ 

verankern können. Da dies jedoch nicht geschehen ist, müsste im 

Umkehrschluss auf jeden Fall gelten, dass der Rechtsanspruch nach  

§ 24 Abs. 2 SGB VIII nicht erfüllt wird, wenn Eltern, die einen individuellen 

Betreuungsbedarf von über sechs Stunden nachweisen, eine 

zusammenhängende Betreuungszeit von sechs Stunden zu den 

berufsüblichen Zeiten nicht ermöglicht werden kann, da dieser Umfang 

bereits derzeit für Kinder über 3 Jahren als verpflichtend angesehen wird. 

Auch Professor Dr. Stephan Rixen, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches 

Recht an der Universität Bayreuth, geht davon aus, dass angesichts der 

üblichen Arbeitszeiten einer Vollzeitstelle, je nach Situation des Kindes 

und seiner Eltern, die Mindestbetreuungszeit von sechs Stunden im 

Einzelfall zur Erfüllung des Rechtsanspruchs nicht mehr ausreichen wird. 

Als neue Orientierungsgröße käme eine Betreuungszeit von acht bis neun 

Stunden in Betracht.75 Der Leitsatz des Bundesverwaltungsgerichts „Der 

Begriff „Bedarf“ i.S. von § 24 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII (F.1993) ist nicht im 
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Sinne einer faktischen Nachfrage, sondern normativ unter 

Berücksichtigung der Planungsverantwortung des zuständigen Jugend-

hilfeträgers zu bestimmen“76, dürfte hier keine einschränkende Bedeutung 

haben. Er bezieht sich auf die objektiv-rechtliche Verpflichtung zur 

Vorhaltung eines Angebots an Ganztagesplätzen für Kinder über  

3 Jahren und verpflichtet den Jugendhilfeträger auch bei geringem Bedarf 

(faktisch geringer Nachfrage) Plätze vorzuhalten. Da der Gesetzgeber mit 

der Anknüpfung an den individuellen Bedarf die Erfüllung der 

Betreuungswünsche der Eltern auch in zeitlicher Hinsicht sichergestellt 

haben möchte,77 ist beim Rechtsanspruch U3 vielmehr davon 

auszugehen, dass die faktische Nachfrage, d.h. der tatsächliche 

Betreuungsbedarf der Familien maßgebend für den Betreuungsumfang ist. 

Der individuelle Bedarf (bereits enger gefasst, als individuelle 

Betreuungswünsche) könnte somit auch einen Ganztagesplatz in einer 

Tageseinrichtung oder einen Halbtagesplatz mit ergänzender Förderung in 

der Tagespflege erfordern. So auch das Rechtsgutachten  

Meysen/Beckmann: Ergibt sich der individuelle Bedarf aus der 

Berufstätigkeit der Eltern, müssen durch die Betreuung die 

berufsbedingten Abwesenheitszeiten der Eltern (Arbeits- und Fahrtzeit) 

abgedeckt werden. Auch eine Vollzeitbeschäftigung der Eltern ist zu 

ermöglichen.78 Andrerseits stellt sich bei der o.g. Auslegung die Frage, 

weshalb für unter Dreijährige ein weitreichenderer Anspruch normiert 

wurde, als für Kinder von drei Jahren bis zum  Schuleintritt, denn für 

Kindergartenkinder bleibt es für den Jugendhilfeträger bei einer objektiv-

rechtlichen  Vorhaltepflicht für Ganztagesplätze (vgl. § 24 Abs. 3 SGB VIII 

F. 2013). Vielleicht, weil die Infrastruktur im Kindergartenbereich bereits 

besser ausgebaut ist und in der Mehrzahl der Gemeinden ohnehin 

Ganztagesplätze für Kindergartenkinder vorhanden sind.  

Für Familien, bei denen kein individueller Bedarf auf Betreuung des 
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Kindes in bestimmtem Umfang vorliegt, die den Rechtsanspruch ihres 

Kindes auf frühkindliche Förderung nach § 24 Abs. 2 SGB VIII aber 

dennoch wahrnehmen möchten, ist davon auszugehen, dass der 

Rechtsanspruch durch Halbtagesbetreuung des Kindes erfüllt wird, da 

dieser Betreuungsumfang auch Kindern über 3 Jahren zuerkannt wird. Die 

Ergänzung, dass sich der Umfang der Betreuung nach dem individuellen 

Bedarf richtet, wäre überflüssig, wenn eine Betreuung für alle Kinder nur 

durch einen Ganztagesplatz erfüllt würde. Bei einem Betreuungsumfang 

von nur vereinzelten Stunden pro Woche, könnte jedoch keine Förderung 

der Kinder i.S.v. § 22 Abs. 3 SBG VIII erfolgen. Der Rechtsanspruch 

besteht dem Wortlaut des Gesetzes nach aber auf „frühkindliche 

Förderung“, nicht nur auf Betreuung. Demnach ist der bedarfs-

unabhängige Grundanspruch, der allen Kindern zwischen einem und drei 

Jahren zusteht, nach Meinung von Meysen/Beckamann, auf einen 

Halbtagsplatz von Montag bis Freitag mit einer täglichen Betreuungszeit 

von vier Stunden gerichtet. Bei diesem Betreuungsumfang kann eine 

bestmögliche Förderung von Kindern dieser Altersgruppe erfolgen, weil 

sie sich bei einer regelmäßigen Halbtagsbetreuung an fünf Tagen 

besonders gut in das neue Umfeld integrieren können.79 

6.1.3 Betreuungsbedarfe zu besonderen Zeiten 

Eine Betreuung am Abend, über Nacht oder bereits in den frühen 

Morgenstunden ist zwar nur für wenige Familien von Bedeutung, sie kann 

aber notwendige Voraussetzung für den Wiedereinstig ins Berufsleben 

sein.80 Besonders für Alleinerziehende, die nicht auf familiäre 

Unterstützung zurückgreifen können oder für Paare, die im Gesundheits-

wesen oder in anderen Berufen mit Schichtdiensten arbeiten und 

bezüglich der Gestaltung ihrer Arbeitszeiten wenig Flexibilität haben, 

werden Öffnungszeiten, selbst in Ganztageseinrichtungen von 

7.00-17.00 Uhr, nicht immer den individuellen Bedarf abdecken.  
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Die Betreuung über Nacht genügt dem Kriterium „frühkindliche Förderung“ 

zwar nur, wenn neben der Beaufsichtigung des schlafenden Kindes eine 

qualifizierte Betreuung am Abend oder am Morgen erfolgt, kann aber vom 

Rechtsanspruch erfasst sein, wenn ohne diese Betreuung die 

Erwerbstätigkeit nicht ermöglicht oder eine vergleichbare Verpflichtung 

nicht erfüllt werden kann.81 Es wird von einer Gemeinde und auch von 

einem Landkreis jedoch nicht erwartet werden können, dass in 

institutioneller Betreuung Zeiten vor 7.00 Uhr am Morgen oder nach  

17 Uhr am Abend abdeckt werden. Neben der Tatsache, dass zu solchen 

„atypischen Zeiten“ auf Grund fehlendem Bedarfs in kleinen Gemeinden 

möglicherweise lediglich ein Kind betreut würde, darf auch nicht 

vergessen werden, dass Betreuungsangebote in einer Einrichtung nicht zu 

jeder Tageszeit dem Kindeswohl entsprechen (z.B. sehr frühe Weck-

zeiten, späte Abholzeiten am Abend).82 Müssen Eltern bereits vor sieben 

Uhr zur Arbeit oder kehren erst spät am Abend oder in der Nacht zurück, 

wird die Betreuung oder die ergänzende Betreuung durch eine 

Tagespflegeperson, die auch im Haushalt der Eltern erfolgen kann, für alle 

Beteiligten die sinnvollere Lösung sein. Einige Tagesmütter bieten eine 

Betreuung auch zu diesen „eher ungewöhnlichen Zeiten (5.30 Uhr 

morgens bis 22.00 Uhr abends) oder auch - selten - über Nacht“ an, so 

Frau Matheis-Fodor vom „Tagesbetreuung für Kinder e.V.“ des Land-

kreises Tuttlingen.83 Während ein Betreuungsangebot am frühen Morgen 

oder am späten Abend nur für wenige Eltern für ihre Kinder unter 3 Jahren 

erforderlich ist, ist es für nahezu alle Eltern wichtig, dass die Schließtage 

der Kinderkrippe nicht über ihren Urlaubsanspruch hinausgehen bzw. bei 

der Betreuung durch eine Tagespflegeperson auch Ferienzeiten 

abgedeckt werden können. Die Betreuung von Krippenkindern, deren 

Eltern sich während der Ferienzeiten nicht selbst um die Betreuung 

kümmern können, muss auch während der Ferienzeiten sichergestellt 
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werden. Ist eine Einrichtung während der Ferienzeiten geschlossen, muss 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ein anderweitiges Betreuungs-

angebot zur Verfügung stellen.84 Aber auch Gemeinden können eine 

nahezu durchgängige Betreuung ermöglichen, wenn sie  die Schließzeiten 

ihrer Einrichtungen abstimmen bzw. mit Einrichtungen von Nachbar-

gemeinden Kooperationen für die Betreuung in den Ferienzeiten 

eingehen. Die Erforderlichkeit einer Betreuung an Feiertagen wird der 

Ausnahmefall sein. Ein solch besonderer Bedarf sollte über die Betreuung 

in der Tagespflege abgedeckt werden.  

6.1.4 Grenzen des Anspruchs in zeitlicher Hinsicht  

Über all dies darf nicht vergessen werden, dass die Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen den elterlichen Erziehungsauftrag, der in 

Art. 6 Abs. 2 GG festgeschrieben ist, nur unterstützen und ergänzen, nicht 

aber ersetzen soll.85 Damit Eltern für ihre Kinder, besonders in den ersten 

Lebensjahren, die wichtigste Bezugsperson bleiben und sie ihrem 

verfassungsrechtlich verankerten Erziehungsauftrag nachkommen 

können, darf die außerhäusliche Betreuung des Kindes, gemessen an den 

Zeiten in der Familie, eine nur untergeordnete Rolle spielen. Eine 

Betreuung von neun Stunden täglich und 45 Stunden pro Woche dürfte 

bei Kindern zwischen einem und drei Jahren deshalb die absolute 

Obergrenze darstellen, damit noch genügend Zeit für den Bindungsaufbau 

zu den Eltern verbleibt.86 Ferner ergeben sich Grenzen des „individuellen 

Bedarfs“ dort, wo für den Leistungsverpflichteten unverhältnismäßige 

Mehrkosten entstehen, so Rechtsanwältin Susanne Eßbach.87  

6.1.5 Fazit  

Entsprechend dem Wortlaut des Gesetzes und der Intention des 

Gesetzgebers, die Betreuungswünsche der Eltern auch in zeitlicher 
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Hinsicht sicherzustellen, ist es naheliegend, dass  sich die abzudeckenden 

Betreuungszeiten, unter Berücksichtigung des Kindeswohls, am 

tatsächlichen, individuellen Bedarf orientieren.  

6.2 Die Rechtsstellung der Kindertagespflege  

Gilt der Rechtsanspruch auch als erfüllt, wenn ein Platz in der Kinder-

tagespflege zur Verfügung steht, die Eltern aber einen Krippenplatz 

wünschen?  

Der Rechtsanspruch für Kinder zwischen einem Jahr und drei Jahren 

richtet sich auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in 

der Kindertagespflege. Die Formulierung von § 24 Abs. 2 S.1 SGB VIII  

F. 2013, stellt Tageseinrichtungen und Kindertagespflege gleichrangig 

nebeneinander. Ob dadurch dem örtlichen Jugendhilfeträger bzw. der 

Gemeinde die Möglichkeit eingeräumt wird, den Rechtsanspruch alternativ 

durch Plätze in Kindertageseinrichtungen, in Kindertagespflege oder in 

einer Kombination aus beidem zu erfüllen oder ob Eltern im Rahmen ihres 

Wunsch- und Wahlrechts zwischen den beiden Betreuungsformen wählen 

können, ist eine weitere Frage, die der Gesetzestext offen lässt.     

6.2.1 Umfrageergebnisse zur Bedeutung der Tagespflege  

Der Tagespflege kommt gerade in kleinen Gemeinden, wo z.T. eine 

Betreuung in Tageseinrichtungen für Kinder erst ab zwei Jahren möglich 

ist oder Kinder in den vorhandenen Krippengruppen nur am Vormittag 

betreut werden können, eine wichtige Bedeutung zu.  

 Abbildung 7: Bedeutung der Tagespflege in den 47 befragten Gemeinden 

  

 

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Umfrageergebnisse)  
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In 15 Gemeinden stehen, wie in Sternenfels, zum Kindergartenjahr 

2013/2014  keine Plätze in einer Krippengruppe in der eigenen Gemeinde 

zur Verfügung. In diesen Gemeinden versucht man dem Rechtsanspruch 

ab dem 01.08.2013 wie folgt gerecht zu werden: 

- 6 Gemeinden haben für Einjährige Plätze bei Tagesmüttern, für Zweijährige Plätze in 

altersgemischten Gruppen und in Tagespflege.  

- 5 Gemeinden ermöglichen eine Betreuung in den altersgemischten Gruppen des 

Kindergartens bereits für einjährige Kinder, eine Gemeinde hat ergänzend Plätze in 

der Tagespflege. 

- 1 Gemeinde bietet für Kinder unter drei Jahren Tagespflege in den Räumen des 

Kindergartens an. Betreut werden sollen bis zu acht Kinder durch zwei Tagesmütter. 

Die Öffnungszeiten (zunächst 7.30-14.00 Uhr) sollen sich am Bedarf der Eltern 

orientieren.  

- 1 Gemeinde richtet bis Dezember eine Krippengruppe ein. Solange können Kinder 

unter 3 Jahren von Tagesmüttern betreut werden. 

- 1 Gemeinde hat im Rahmen einer vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft die 

Mitbenutzung von Krippenplätzen der 7 km entfernten Nachbargemeinde geregelt.  

- 1 Gemeinde hat für Zweijährige Plätze in altersgemischten Gruppen, einjährige 

Kinder können in der 6 km entfernten Gemeinde betreut werden. Eine explizite 

Kooperation besteht jedoch nicht. 

Vor allem wenn keine Krippe im Ort eingerichtet wurde, setzten die lokalen 

Akteure auf Kooperationen mit Tagesmüttern oder Tagesmüttervereinen 

und unterstützen diese zum Teil auch finanziell. Vielfach wird Tagespflege 

aber auch in Gemeinden mit Krippenplätzen ergänzend zur 

Krippenbetreuung angeboten und gefördert. Die Gemeinde Glatten  

(2.400 Einwohner) im  Landkreis Freudenstadt  - zum Beispiel -  setzt 

bewusst auf die beiden Standards „Kinderkrippe und Tagespflege“, um 

den Eltern eine maximale Flexibilität anbieten zu können.88  

16 der 47 Gemeinden haben eine Kooperationsvereinbarung mit einem 

Tagesmütterverein oder bezuschussen Tagesmütter, die Kinder aus ihrer 
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Gemeinde betreuen. In Abbildung 8 werden die verschiedenen finanziellen 

Förderungsformen dargestellt. Es ist zu beachten, dass Gemeinden z.T. 

auch mehrere Förderungen anbieten und nicht alle 16 Gemeinden die 

genaue Ausgestaltung der Förderung angegeben haben.  

Abbildung 8: Finanzielle Förderung der Tagespflege (Umfrageergebnis) 

 

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Umfrageergebnisse) 

6.2.2 Wunsch- und Wahlrecht  

In einigen Gemeinden kann der neu eingeführte Rechtsanspruch ohne die 

Kindertagespflege nicht erfüllt werden. Daraus kann jedoch nicht 

geschlossen werden, dass Eltern das in der Gemeinde zur Verfügung 

stehende Angebot annehmen müssen und nicht auf eine ihren Wünschen 

und Bedürfnissen entsprechende Betreuungsform bestehen können. Nach 

§ 5 Abs. 1 S.1 SGB VIII haben Leistungsberechtigte (das ist beim 

Rechtsanspruch auf Krippenbetreuung das Kind, vertreten durch seine 

Eltern) das Recht, zwischen verschiedenen Einrichtungen zu wählen und 

Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu äußern, sofern sich 

dadurch keine unverhältnismäßigen Mehrkosten ergeben (vgl. § 5 Abs. 2 

Kooperationsvereinbarung mit 
Tageselternverein  

Zuschuss an Tagespflege-
person bei Betreuung von 
Kindern aus der Gemeinde  

Sonstiges 

16 Gemeinden (z.T. mehrere Förderformen) 

6 Gemeinden 9 Gemeinden 5 Gemeinden 
 

- über 10 Plätze 
  2,50 € je Betreuungsplatz   
  je Stunde 
 
- über 9 Plätze 
  pro Jahr pro Platz  2.146,67 €‘ 
 
- über 5 Plätze, pro Jahr pro  
  Platz 500 € 
 
- über 5 Plätze  
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung: 2 Gemeinden haben 
die konkrete Ausgestaltung der 
Kooperationsvereinbarung nicht 
angegeben. 

 
- 1,00 € pro Stunde pro Kind  
- 1,00 € pro Stunde pro Kind 
- 1,00 € pro Stunde pro Kind 
 
- 1,10 € pro Stunde pro Kind 
- 1,50 € pro Stunde pro Kind 
- 1,80 € pro Stunde 
 
- von monatlich 70 € 
 
- nach dem Modell Calw/  
  Oberreichenbach  
 
 
 
 
 
 

Anmerkung: 1 Gemeinde hat die 
Höhe des Zuschusses nicht 
angegeben 

 
- Zuschuss an den Tages- 
  elternverein: Für jedes  
  betreute Kind der Gemeinde  
  pro Monat 37,50 € 
 
- Übernahme von  
  Fortbildungskosten des  
  betreuenden Personals 
 
- Übernahme 1/2  
  Sozialversicherung +  
  Lohnfortzahlung im 
  Krankheitsfall 
 
- Übernahme der  
  Ausbildungskosten zur  
  Tagespflegeperson  
 
- Ausbildung der Tagesmütter 
  wird kreisweit über die  
  Gemeinden mitfinanziert  
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S.1 SGB VIII). Das Wunsch- als auch das Wahlrecht hat bei der 

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Tagespflege 

uneingeschränkte Bedeutung.89 Im Rahmen des Wunschrechts können 

Eltern bezüglich der Ausgestaltung der Kindertagesbetreuung  Wünsche 

äußern. Darunter fällt z.B. der zeitliche Umfang der Leistung (Halbtags- 

oder Ganztagsbetreuung) oder der Ort der Leistungserbringung.90   

Das Wahlrecht ermöglicht zwischen verschiedenen Einrichtungen und 

Tagesmüttern zu wählen. Ob der Anspruchsinhaber auch zwischen den 

beiden Leistungsarten91 Tagespflege und Krippenbetreuung wählen kann, 

ist jedoch nicht ohne Weiteres zu bejahen, da eine Wahl unter 

verschiedenen Leistungsarten nur ausnahmsweise möglich ist, wenn der 

Jugendhilfebedarf durch mehrere gleichermaßen geeignete Hilfearten 

gedeckt werden kann.92 Da im Gesetz selbst konkretisiert wurde, dass der 

Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 

oder in der Kindertagespflege gerichtet ist, ist davon auszugehen, dass es 

sich um vergleichbare Angebote handelt und sich das Wunsch- und 

Wahlrecht auch auf die Wahl zwischen Tagespflege und institutioneller 

Kinderbetreuung erstreckt.93 Wesentlich ist jedoch, dass sich das Wunsch- 

und Wahlrecht nur auf bereits vorhandene Angebote erstreckt und nur in 

Bezug auf freie Plätze geltend gemacht werden kann.94 Daraus ergibt 

sich, dass Eltern nicht unmittelbar auf Grundlage des ihnen zustehenden 

Wunsch- und Wahlrechts darauf bestehen können, einen Platz in einer 

Kindertageseinrichtung zugeteilt zu bekommen, sofern nur Plätze in der 

Tagespflege zur Verfügung stehen bzw. umgekehrt auch keinen Platz in 

der Tagespflege fordern können, wenn ein bedarfsgerechtes Angebot an 

                                            
89

 Vgl. Schindler, in: LPK-SGB VIII, § 5 Rn 3. 
90

 Vgl. Schindler, in: LPK-SGB VIII, § 5 Rn 6. 
91

 Die Annahme, dass es sich bei der frühkindlichen Förderung in Kindertagespflege und 
    in Tageseinrichtungen um zwei verschiedene Leistungsarten handelt, wird in   
    Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und Kindertagespflege, Rn  
    256, von  Schübel-Pfisterer, NVwZ 2013, S. 389 und von Meysen, DJI-Impulse 2/2012,  
    S. 13 vertreten. 
92

 Vgl. Schindler, in: LPK-SGB VIII, § 5 Rn 5; Wiesner, in: ders., SGB VIII, § 5 Rn 11. 
93

 Vgl. auch Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und  
    Kindertagespflege, S. 85ff. 
94

 Vgl. Wiesner, in ders., SGB VIII, § 5 Rn 9; Schindler, in: LPK-SGB VIII, § 5 Rn 5;  
    Kern, in: Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, § 5 Rn 9. 
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Krippenplätzen vorhanden ist. Ganz unberücksichtigt bleiben können die 

Wünsche der Eltern jedoch auch nicht. § 80 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII 

verpflichtet den Träger der öffentlichen Jugendhilfe bereits bei der 

Bedarfsplanung die Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 

Personensorgeberechtigten zu berücksichtigen. Da die beiden Angebote 

Kindertagespflege und Betreuung in Tageseinrichtungen Unterschiede 

aufweisen und dadurch der Ausübung des elterlichen Erziehungsrechts 

unterschiedlich gerecht werden,95 könnte unter Umständen der Grundsatz, 

dass kein Anspruch auf Schaffung eines Platzes besteht, dadurch 

eingeschränkt werden. Aus diesem Grund und da die Gleichwertigkeit der 

beiden Angebote nicht selten angezweifelt wird, wird sich der nächste 

Abschnitt diesem Thema widmen.  

6.2.3 Gleichwertigkeit von Kindertagespflege und institutioneller 

Betreuung  

Um bundesweit eine Versorgungsquote von 35% erreichen zu können, 

sollten 30% der Plätze in der Kindertagespflege eingerichtet werden.96 

Zum einen, um überhaupt genügend Plätze bis zum Jahr 2013 schaffen 

zu können, zum anderen, um ein vielfältiges Betreuungsangebot anbieten 

zu können, welches den unterschiedlichen Lebenssituationen und 

Bedürfnisse von Familien Rechnung trägt.97 Bereits mit Inkrafttreten des 

TAG im Jahr 2005, war es das Bestreben des Gesetzgebers, die 

Betreuungsangebote in Kinderkrippen, in altersgemischten Gruppen und 

in der Kindertagespflege auszubauen, damit ein Netz aus Angeboten 

entsteht, aus dem Eltern die für sie und ihr Kind passende 

Betreuungsform wählen können.98 Die Tagespflege sollte „zu einem den 

Tageseinrichtungen gleichwertigen Angebot“99 etabliert werden. In der 

Vergangenheit wurden deshalb große Anstrengungen unternommen, um 

die Kindertagespflege aufzuwerten und die häufig kritisierten Schwächen 

                                            
95

 Vgl. Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und Kindertagespflege, 
   S. 93f. 
96

 Vgl. BT-Drucks. 16/9299 S. 14. 
97

 Vgl. BT-Drucks. 15/3676, S. 2; BT-Drucks. 16/10173, S. 2. 
98

 Vgl. BT-Drucks. 15/3676, S. 31. 
99

 BT-Drucks. 15/3676, S. 2. 
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(mangelnde Qualifizierung der Tagespflegepersonen, höhere Kosten, 

fehlende Betreuungskontinuität im Fall von Krankheit oder Urlaub der 

Tagesmutter) auszuräumen. Hierzu wurden wichtige Änderungen in den 

zentralen Vorschriften zur Kinderbetreuung im SGB VIII vorgenommen.  

Qualität: Die Qualität der Kindertagespflege ist ein häufiger Streitpunkt im 

Hinblick auf die Gleichwertigkeit von Angeboten in der Kindertagespflege 

und in Tageseinrichtungen und wird in erster Linie an der fehlenden 

Ausbildung der Tagesmütter fest gemacht. § 23 Abs. 3 S. 2 SGB VIII 

verlangt zwar von den Tagespflegepersonen „vertiefte Kenntnisse 

hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege“, jedoch ist keine 

mehrjährige Ausbildung oder ein abgeschlossenes Studium, wie es für 

Personal in Tageseinrichtungen nach § 7 KiTaG vorgeschrieben ist, 

erforderlich. Zur Verbesserung der Qualifizierung von Tagesmüttern wurde 

jedoch der Umfang der Grundqualifizierung erhöht. Diese umfasst nun 

nicht mehr 62 Unterrichtseinheiten à 45 Minuten, wie dies bis 2011 der 

Fall war, sondern 160 (wurde also mehr als verdoppelt). Nach Aufnahme 

der Tätigkeit ist zusätzlich jedes Jahr eine praxisbegleitende 

Fortbildungsmaßnahme verpflichtend.100 Überdies machen sich zum Teil 

auch staatlich ausgebildete Erzieherinnen mit Angeboten in der 

Tagespflege selbständig und bei der gleichzeitigen Betreuung von mehr 

als acht Kindern durch Tagespflegepersonen schreibt die VwV 

Kindertagespflege vor, dass eine Tagespflegeperson Fachkraft im Sinne 

von § 7 KiTaG sein muss,101 sodass zumindest z.T. auch eine 

Qualifizierung über die Qualifizierungslehrgänge hinaus vorhanden ist.   

Zur Qualitätssteigerung der Betreuung in der Tagespflege hat der 

Gesetzgeber jedoch noch an anderen Stellen angesetzt. Die Qualität der 

Kindertagespflege wird mittlerweile auch durch die Erlaubnispflicht und die 

fachliche Begleitung der Tagespflegepersonen durch das Jugendamt und 

die Tageselternvereine sichergestellt. Ebenso soll durch die Schaffung 

                                            
100

 http://tagesmuetter-bw.de/index.php?id=qualifizierung (20.07.2013) 
101

 Vgl. VwV Kindertagespflege 1.2 b) vom 18. Februar 2009 (Baden-Württemberg). 



40 

akzeptabler finanzieller Rahmenbedingungen die Qualität der Tagespflege 

gesteigert werden. Nur motivierte und finanziell ausreichend abgesicherte 

Tagesmütter können auch gute und kontinuierliche Arbeit leisten. Die 

Rahmenbedingungen der Tagespflege und die finanzielle Unterstützung 

der Tageselternvereine und der Tagesmütter wurden aus dieser 

Notwendigkeit heraus in den letzten Jahren verbessert. Die Änderungs-

gesetze zum SGB VIII verbesserten die von den Jugendämtern zu 

entrichtende Förderleistung und die einkommenssteuerrechtliche 

Behandlung des Einkommens der Tagesmütter, verpflichteten den 

örtlichen Jugendhilfeträger zur hälftigen Übernahme der Kranken-, Alters- 

und Pflegeversicherungsbeiträge und führten zur Berücksichtigung der 

Kindertagespflege bei der Elternzeit und beim Erziehungsgeld.  

Letztendlich darf bei der Beurteilung der Betreuungsqualität jedoch nicht 

nur auf die Qualifizierung der Tagesmütter bzw. Erzieherinnen und die 

finanziellen Rahmenbedingungen geschaut werden, da diese nicht alleine 

darüber entscheiden, ob jemand in der Lage ist, eine liebevolle und 

fürsorgliche Beziehung zu den Kindern einzugehen, sich auf deren 

Bedürfnisse einzulassen und sie durch abwechslungsreiche und kreative 

Aktivitäten und Unternehmungen zu fördern.   

Verlässlichkeit: Wichtiges Kriterium einer guten Kinderbetreuung ist die 

Verlässlichkeit. Um diese zu gewährleisten, ist es erforderlich, dass im 

Falle von Krankheit oder Urlaub der Tagespflegeperson für eine 

Vertretungslösung gesorgt ist. Trotz der Selbständigkeit der Tagespflege-

personen wurde in § 23 Abs. 4 S. 2 SGB VIII der öffentliche 

Jugendhilfeträger dazu verpflichtet, für Ausfallzeiten einer Tagespflege-

person rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind 

sicherzustellen, um die Betreuungskontinuität sicherzustellen. Da die 

Tagesmüttervereine als anerkannte freie Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe in großem Umfang die Beratung und Betreuung der 

Tageseltern nach § 23 SGB VIII übernehmen, wurde bei verschiedenen 

Tageselternvereinen nachgefragt, welche Regelungen es bezüglich der 
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Vertretung von Tagesmüttern im Krankheitsfall gibt.102 Die Rückfragen 

haben ergeben, dass die Vertretung von Tagesmüttern bei Ausfallzeiten in 

den meisten Fällen zunächst zwischen den Tagesmüttern untereinander 

bzw. zwischen den Eltern und den Tagesmüttern geregelt wird. Es gibt 

dabei verschiedene Vertretungsmodelle. Das gängigste Vertretungsmodell 

ist das sogenannte „Tandem“ oder „Trio“, bei dem sich mehre 

Tagespflegepersonen zusammenschließen und sich im Krankheitsfall 

gegenseitig vertreten. Dies setzt jedoch voraus, dass die anderen 

Tagesmütter noch Betreuungskapazitäten frei haben und bereits im 

Vorfeld regelmäßige Treffen stattfinden, damit die Kinder die andere 

Tagesmutter kennen und die Vertretung im Bedarfsfall unproblematisch 

verläuft. Hierbei übernehmen die Tagesmüttervereine vermittelnde und 

beratende Funktionen, bieten Vernetzungshilfe an und erarbeiten 

Konzeptvorschläge für weitere Vertretungsmodelle. Zum Teil wird aber 

gemeinsam mit den Eltern auch die „Netzwerklösung“ gewählt, bei der 

z.B. der Partner, die Nachbarin oder die Großeltern, bei Krankheit oder 

Urlaub der Tagesmutter die Betreuung übernehmen. Der Tageseltern-

verein Südlicher-Breisgau/Kaiserstuhl bietet außerdem eine Vertretung 

nach dem „Mary-Poppins-Modell“ an, bei dem die Vertretung durch eine 

Fachkraft erfolgt, die beim Tagesmütterverein angestellt ist.  

Elternbeiträge: Ein wichtiges Merkmal, dass Eltern die Kindertagespflege 

und die institutionelle Kinderbetreuung als gleichwertiges Angebot 

wahrnehmen, sind auch die Kosten, die mit der Betreuung verbunden 

sind. Die Elternbeiträge in Tageseinrichtungen und in der Tagespflege 

sind schwer vergleichbar. Die Kostenbeiträge für einen Krippenplatz 

werden von den Trägern der Einrichtung festgelegt.103 Die Kosten, die 

Eltern bei der Betreuung ihrer Kinder in der Tagespflege entstehen, 

hängen von der Kostenbeteiligung, die nach § 90 SGB VIII vom jeweiligen 

Stadt-/Landkreis als Träger der öffentlichen Jugendhilfe bestimmt wird, 
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 Vgl. E-Mails der Tagesmüttervereine (Anlage 18 auf CD) und Auswertung 
     (Anlage 13). 
103

 Vgl. § 90 SGB VIII i.V.m. § 6 KiTaG.  
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und dem vereinbarten Betreuungssatz mit der Tagespflegeperson ab.  

Außerdem entscheiden Einkommen und Kinderzahl über die Höhe der 

Elternbeiträge. Vom Städtetag, Landkreistag und dem KVJS wurde zwar 

bereits die „Harmonisierung der Kostenbeteiligung der Eltern“ bei 

Inanspruchnahme der Kindertagespflege mit den Elternbeiträgen für 

Kindertageseinrichtungen angeregt,104 doch ist die Umsetzung nicht 

verbindlich. Orientiert sich eine Einrichtung am Landesrichtsatz105 für das 

Kindergartenjahr 2013/2014, ergibt sich bei einem Kind in der Familie ein 

Elternbeitrag in Höhe von 276 € für einen Krippenplatz bei 6-stündiger 

Betreuungszeit pro Tag. Würde man davon ausgehen, dass Eltern anstatt 

dieser Krippenbetreuung die Betreuung ihres Kindes durch eine 

Tagesmutter wählen, dürfte für Eltern eine Betreuungsstunde nur ca.  

2,12 €106 kosten, damit sich die Betreuungsformen bezüglich der Kosten 

nicht unterscheiden. Im Enzkreis ist die Vergleichbarkeit in Hinblick auf die 

Kosten bei einer Kostenbeteiligung von 2,12 € je Betreuungsstunde bei 

einem Kind gegeben, sofern Tagesmütter über die Förderleistung des 

Enzkreises den Eltern keine zusätzliche Betreuungskosten in Rechnung 

stellen.107 Auch im Landkreis Tuttlingen wurden die Beiträge für Eltern, die 

ihr Kind in die Krippe bringen und für Eltern, die ihr Kind von einer 

Tagesmutter betreuen lassen, gleichgestellt.108 In sechs weiteren 

Landkreisen übersteigen die monatlichen Kostenbeiträge, die vom 

Landratsamt bei Betreuung eines Kindes unter 3 Jahren in der 

Tagespflege (Betreuungszeit von sechs Stunden, ein Kind in der Familie, 

höchste Einkommensgruppe der Eltern) erhoben werden, den  

Landesrichtsatz von 276 € für Krippenbetreuung im selben Umfang nicht. 

Im Landkreis Heilbronn beträgt der o.g. Kostenbeitrag zur Tagespflege 

109 €, im Rems-Murr-Kreis 188 €, im Landkreis Breisgau-Hochschwarz-

wald 228 €, im Rhein-Neckar-Kreis 237 €, im Landkreis Tübingen 245 € 
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 Vgl. Pressemitteilung des Landesverband der Tagesmütter-Vereine e.V. 
     vom 12.04.2012 (Anlage 15). 
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 Empfehlungen von Gemeinde- und Städtetag Baden-Württemberg in Zusammenarbeit  
     mit den Kirchen zur Höhe der Elternbeiträge für Kindertageseinrichtungen.  
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 Rechnung: 276 €/21,66 Tage im Monat = 12,74 € pro Tag/6 h = 2,12 € pro Stunde. 
107

 Vgl. Anlage 13, Kosten im Enzkreis.  
108

 Vgl. Anlage 13, Kosten im  Landkreis Tuttlingen.  
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und im Landkreis Karlsruhe 264 € pro Monat.109  Von den 10 befragten 

Landkreisen ist, bei einer fehlenden Rückmeldung bezüglich der 

Kostenbeiträge, lediglich im Landkreis Göppingen die Betreuung eines 

Kindes unter 3 Jahren in der Tagespflege deutlich teurer, als der 

Landesrichtsatz für Krippenbetreuung. Der monatliche Kostenbeitrag 

beträgt dort, bei einer Betreuungszeit von 6 Stunden pro Tag, 403 € für 

Eltern mit einem Kind und der höchsten Einkommensklasse  

(d.h. zusammen über 3.500 €/Monat).110  

Betreuungszeiten: Die Flexibilität der Tagespflege, was die Betreuungs-

zeiten anbelangt, ist einer der wesentlichsten Vorteile dieser 

Angebotsform. Auf Grund ihrer Selbständigkeit entscheiden Tagesmütter 

(TM) jedoch selbst, welche Betreuungszeiten sie anbieten können und 

möchten. Nachfragen bei den Tageselternvereinen in Baden-Württemberg 

sollten zeigen, ob Tagesmütter eine Betreuung auch zu eher 

ungewöhnlichen Zeiten (früh morgens, am späten Nachmittag, über 

Nacht, an Feiertagen oder am Wochenende) anbieten. Das Feedback der 

zehn Tageselternvereine war durchweg sehr positiv. Drei Beispiele aus 

verschiedenen Landkreisen: 

Landkreis Main-Tauber: „Wir haben sehr viele TM, die am Nachmittag Kinder 

betreuen. Auch die Abend-, Nacht-, oder Wochenendbetreuung wird von vielen TM 

angeboten, da wir auch viele Eltern haben, die im Schichtdienst z.B. in 

Krankenhäusern, Heimen oder im Einzelhandel arbeiten.“  

  Landkreis Göppingen: „Wir haben Tagespflegepersonen, die auch am Nachmittag, am 

Wochenende oder auch über Nacht Kinder betreuen. Die Betreuung über Nacht ist 

jedoch eher wenig angefragt.“  

Landkreis Karlsruhe: Es gibt Tagesmütter/Tagesväter, die  Kinder auch am 

Nachmittag, am Abend, über Nacht oder am Wochenende betreuen können, aber nicht 

genügend um den Bedarf zu decken!“ (Landkreis Karlsruhe)   

Auch in den anderen befragten Landkreisen gibt es überall Tagesmütter, 

die eine Betreuung auch zu Zeiten anbieten, die von den Öffnungszeiten 

der Kindertagesstätten in der Regel nicht abgedeckt sind. 
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 Vgl. Anlage 13, Übersicht zu den Kosten (Kostenbeitragstabellen).  
110

 Vgl. Anlage 13, Kosten im  Landkreis Göppingen.  
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6.2.4 Fazit  

Der Kindertagesbetreuung kommt zur Erfüllung des Rechtsanspruchs für 

unter Dreijährige eine wichtige Bedeutung zu. Sie deckt insbesondere 

Randzeiten ab, ist zum Teil in kleinen Gemeinden für Einjährige aber auch 

die einzige Betreuungsmöglichkeit. Der Gesetzgeber hat die Förderung in 

Tageseinrichtungen und in der Tagespflege gemeinsam in § 24 SGB VIII, 

der auch den Rechtsanspruch normiert, zusammengefasst, zahlreiche 

Gesetzesänderungen wurden verabschiedet, um die Tagespflege 

aufzuwerten und als der Kindertagesbetreuung gleichgestelltes Angebot 

zu etablieren. Für die Schwächen der Kindertagespflege (z.B. 

Vertretungsproblematik, Qualität, Kostenbeiträge) wurden bereits 

Lösungen bzw. Ansatzpunkte zur Verbesserung gefunden und zum Teil 

bereits umgesetzt. Besonders im Hinblick auf die Kostenbeiträge, die 

Eltern bei Betreuung ihres Kindes in der Tagespflege an das Landratsamt 

bezahlen, ist erfreulich, dass diese in vielen Landkreisen an die 

Krippenbeiträge angeglichen wurden bzw. zum Teil sogar noch geringer 

sind als der Landesrichtsatz für Krippenbetreuung bei entsprechendem 

Betreuungsumfang. Vor diesem Hintergrund ist anzunehmen, dass der 

Rechtsanspruch durch ein Betreuungsangebot in Kindertages-

einrichtungen oder in der Kindertagespflege erfüllt werden kann und Eltern 

nicht auf ein bestimmtes Angebot in der Gemeinde bestehen können.111 

Ihnen steht zwar das Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 SGB VIII zu, doch 

bezieht sich dieses, was den Rechtsanspruch anbelangt, nur auf das 

tatsächlich vorhandene Angebot. Die Wünsche der Eltern müssen von den 

Gemeinden und vom Jugendhilfeträger jedoch bei der Bedarfsplanung 

berücksichtigt werden. Die Formulierung im Entwurf zum KiföG:  

„[Der Tagespflege] kommt gerade in ländlichen Regionen besondere 

Bedeutung zu, da dort der Betrieb einer Kindertageseinrichtung häufig aus 

wirtschaftlichen Gründen nicht sinnvoll ist“112, ist ebenfalls ein Indiz dafür, 

dass in Gemeinden bei zu geringem Bedarf eine Krippengruppe nicht 

                                            
111

 So auch Schübel-Pfister, NVwZ 2013, S. 389 und Meysen, DJI Impulse  
     2/2012, S. 13. 
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 BT-Drucks. 16/9299, S. 10. 
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eingerichtet werden muss, sondern alternativ auch Plätze in der 

Kindertagespflege zur Erfüllung des Rechtsanspruchs genügen können.  

Dasselbe dürfte auch für Betreuungswünsche außerhalb der üblichen 

Betreuungszeiten von Kindertageseinrichtungen gelten.113 Dennoch gibt 

es diesbezüglich auch gegensätzliche Meinungen. So vertritt zum Beispiel 

Professor Dr. Stephan Rixen die Auffassung, dass Eltern gegen ihren 

Willen nicht auf einen Platz in der Kindertagespflege verwiesen werden 

dürfen, da sie sich alternativ zwischen den beiden Angeboten 

Kindertagespflege und Kindertagesbetreuung entscheiden können.114  

6.3 Krippenplätze in einer anderen Gemeinde 

Wie weit darf ein Krippenplatz entfernt sein, damit es sich noch um ein 

wohnortnahes Angebot handelt?  

Ist ein Krippenplatz, der den individuellen Betreuungsbedarf des 

leistungsberechtigten Kindes und seiner Eltern abdeckt, nur in einer 

Nachbargemeinde, in einer anderen Gemeinde des Landkreises oder in 

der nächstgrößeren Stadt vorhanden, ist es für den öffentlichen 

Jugendhilfeträger sowie für die Gemeinde wichtig zu wissen, bis zu 

welcher Entfernung ein Krippenplatz - auch gegen den Wunsch der  

Eltern - vermittelt werden kann, damit der Rechtsanspruch noch als erfüllt 

gilt. § 24 SGB VIII und das KiTaG treffen zur maximalen Entfernung des 

Betreuungsangebotes keine Regelung.  Aus den Grundsätzen und den 

Zielen der Kinder- und Jugendhilfe ergibt sich jedoch die Verpflichtung zur 

Schaffung eines wohnortnahen Angebots. 

6.3.1 Auswärtige Krippenplätze in den befragten Gemeinden  

Einige Gemeinden haben sich bei geringer Nachfrage nach 

Krippenplätzen mit anderen Gemeinden zusammengeschlossen, um den 

Rechtsanspruch gemeinsam zu erfüllen. Die Gemeinde Gütenbach (knapp 

1200 Einwohner) im Schwarzwald-Baar-Kreis hat zum Beispiel wegen 

                                            
113

 So auch Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und  
     Kindertagespflege, S. 94.  
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 Vgl. auch Rixen, NJW 39/2012, S. 2839. 
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fehlenden Bedarfs keine eigenen U 3 Plätze eingerichtet, sondern im 

Rahmen einer Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft die Mitbenutzung 

der Furtwangener Einrichtung geregelt, sodass Eltern aus Gütenbach ihr 

unter dreijähriges Kind in das 7 km entfernte Kinderhaus von Furtwangen 

bringen können. Die Gemeinde Unlingen im Regierungsbezirk Tübingen, 

die für einjährige Kinder nur Plätze in der Tagespflege anbietet und für 

Kinder ab zwei Jahren den Kindergarten geöffnet hat, plant ebenfalls die 

Einrichtung einer Kinderkrippe im Rahmen einer kommunalen 

Zusammenarbeit. Diesbezüglich laufen in der 2.400 Einwohner Gemeinde 

derzeit noch Verhandlungen mit zwei anderen Gemeinden, die 5 km bzw. 

12 km entfernt wären.115 Die Gemeinde Obermarchtal (ca.1.260 EW) im 

Alb Donau-Kreis hat sich bereits mit ihren beiden Nachbargemeinden 

Emeringen (ca. 135 EW) und Rechtenstein (ca. 290 EW) auf eine 

gemeinsame Lösung geeinigt. Für Kinder ab dem ersten Lebensjahr wird 

ein Angebot für Tagespflege in anderen geeigneten Räumen im 

Kindergarten von Obermarchtal eingerichtet. Für Eltern aus Emeringen 

und Rechtenstein bedeutet dies, dass sie bei Inanspruchnahme dieses 

Angebots zwei Mal täglich mit dem Auto ca. 10 Minuten bzw. 6 Minuten 

einplanen und einen Weg von 7 km bzw. 3 km zurücklegen müssen.116 

Dadurch, dass Gemeinden über den interkommunalen Kostenausgleich 

finanziell an den Betriebskosten der auswärtigen Einrichtung beteiligt 

werden, wenn Kinder aus ihrer Gemeinde einen Krippenplatz einer 

anderen Gemeinde belegen, werden in vielen Kinderkrippen auch 

auswärtige Kinder aufgenommen. Fünf Gemeinden ohne Krippengruppe 

gaben ebenfalls an, dass Kinder ihrer Gemeinde Krippengruppen in einer 

Nachbargemeinde bzw. in umliegenden Gemeinden besuchen können. 

Die Entfernungen wurden auf 3 km bis 9 km beziffert. Eben hier stellt sich 

die Frage, ob Eltern noch auf Plätze verwiesen werden können, die 9 km 

oder sogar 12 km (angedachte interkommunale Zusammenarbeit) entfernt 

sind.  

                                            
115

 Stand Juli 2013. 
116

 Entfernungen und Fahrtzeiten aus „google maps“.  
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6.3.2 Das Prinzip der Wohnortnähe  

Das Prinzip der Wohnortnähe einer Einrichtung ergibt sich aus den in  

§ 80 SGB VIII normierten Gebot einer örtlichen und bürgernahen 

Jugendhilfeplanung117  und aus den allgemeinen Fördergrundsätzen des 

§ 22 SGB VIII. Nach § 80 Abs. 1 und 2 SGB VIII sollen alle Einrichtungen 

der Jugendhilfe, zu denen auch Kindertageseinrichtungen gehören, so 

geplant werden, dass für Familien ein bedürfnis- und bedarfsgerechtes 

Angebot besteht und dass die Kontakte der Kinder in der Familie und im 

sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden können. Hierfür und für das 

Ziel der besseren Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 

(§ 22 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII) wären weite Fahrwege hinderlich. Die 

Erforderlichkeit eines ortsnahen Platzes wurde mehrfach in der 

Rechtsprechung zum Anspruch auf einen Kindergartenplatz bestätigt118 

und dürfte für Krippenplätze ebenfalls gelten. Ortsnah bedeutet dabei, 

„daß [sic!] ein Kindergartenplatz zugewiesen werden muß [sic!], der die 

Eltern möglichst wenig belastet“119 und für sie in einer „zumutbaren 

Entfernung“120 erreichbar ist.  

6.3.3 Zumutbarkeit von Entfernungen  

Nach dem Urteil des OVG Frankfurt (Oder) aus dem Jahr 1996  ist es 

zwar wünschenswert, dass die Einrichtung zu Fuß erreichbar ist, doch ist 

in ländlich strukturierten Gebieten mit überwiegend kleinen Gemeinden die 

Erreichbarkeit auch dann gegeben, wenn die Einrichtung z.B. mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln auf kurzem und sicherem Weg erreicht 

werden kann.121 Das BVerwG führt in einer Gerichtsentscheidung aus 

dem Jahr 2004 zur Förderung von Kindergärten aus, dass sich das soziale 

Umfeld i.S.v. § 80 Abs. 2 Nr.1 SGB VIII eines Kindergartenkindes nicht auf 

                                            
117

 Vgl. Kern, in: Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, § 80 Rn 14. 
118

 Vgl. VG Göttingen, 21.08.1998, AZ: 2 B 2297-98, beck online; OVG Saarlouis,  
     16.12.1997, AZ: 8 W 6/97, beck online; OVG Frankfurt (Oder), 30.12.1996, 
      AZ: 4 B 175/96, beck online. 
119

 VG Göttingen, 21.08.1998, AZ: 2 B 2297-98, beck online. 
120

 OVG Saarlouis, 16.12.1997, AZ: 8 W 6/97, beck online. 
121

 Vgl. OVG Frankfurt (Oder), 30.12.1996, AZ: 4 B 175/96, beck online. 
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den Kontakt im Bereich der Wohnsitzgemeinde beschränkt.122 In einer 

anderen Gerichtsentscheidung wurde ebenfalls anerkannt, dass es nicht 

in jeder kleinen Siedlung einen Kindergarten geben muss, die Grenze der 

Zumutbarkeit bei einer Entfernung von 15 km und einer Pkw-Fahrzeit von 

20 Minuten jedoch eher überschritten ist.123 Als noch hinreichend 

wohnortsnah wurde hingegen eine Entfernung von 7 km und eine 

Fahrtzeit von rund 11 Minuten erachtet.124 Wohnen Eltern mit ihren 

Kindern in kleinen Gemeinden im ländlichen Raum, müssen sie damit 

rechnen, dass sie sich auf längere Fahrwege als in städtischen Gebieten 

einstellen müssen. Bereits bei gemeindeeignen Angeboten ergeben sich 

zum Teil für die Eltern Fahrwege, wenn die Krippengruppe z.B. in einem 

anderen Teilort eingerichtet wurde. Allerdings darf nicht verkannt werden, 

dass es sich bei der Kinderbetreuung um eine Pflichtaufgabe der 

Gemeinden handelt, die für Familien und die Attraktivität einer Gemeinde 

von wichtiger Bedeutung ist. Anders als bei Infrastrukturangeboten, wie 

Ärzte, Kleidergeschäfte oder Baumärkte, die man in kleinen Gemeinden 

oft auch nicht findet, die von den Einwohnern aber auch nicht täglich 

aufgesucht werden, muss der Weg zur Kinderkrippe bzw. zum 

Kindergarten in der Regel täglich zwei Mal bewältigt werden und mit den 

anderen Pflichten vereinbar sein. Meines Erachtens ist deshalb auch im 

ländlichen Raum eine längere Fahrzeit als 10 Minuten für die einfache 

Wegstrecke mit dem Pkw oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln bei der 

Berufstätigkeit beider Eltern nur dann zumutbar, wenn die Wegstrecke, um 

das Kind in die Einrichtung zu bringen und wieder abzuholen mit dem Weg 

zur Arbeit verbunden werden kann oder Eltern ihr Kind alternativ vor Ort 

durch eine Tagesmutter betreuen lassen können.  

6.3.4 Fazit 

Eltern können nicht auf einen Krippenplatz in der Gemeinde bestehen. 

Anspruchserfüllend kann, bei Vorhandensein von Plätzen in der 
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 Vgl. BVerwG, 25.11.2004, AZ: 5 C 66/03, beck online. 
123

 Vgl. OVG Saarlouis, 16.12.1997, AZ: 8 W 6/97, beck online. 
124

 Vgl. VGH München, 02.12.2003, AZ: 7 CE 03.2722, BeckRS 2005, 30108. 
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Kindertagespflege oder einer unzureichenden Kinderzahl für den Betrieb 

einer eigenen Kinderkrippe, ebenfalls ein Krippenplatz in einer anderen 

Gemeinde sein.125 Voraussetzung ist jedoch, dass die Entfernung zur 

auswärtigen Einrichtung den Eltern und dem Kind zuzumuten ist, dass der 

auswärtige Krippenplatz in vertretbarer Zeit erreicht werden kann und 

dass auch tatsächlich freie Plätze zur Verfügung stehen. Die Grenze der 

Zumutbarkeit von Fahrtzeit und -weg könnte bei einer Entfernung von  

10 km und einer Fahrtzeit von 10-15 Minuten liegen. Die Befragung der 

Einrichtungen mit Krippenplätzen in den umliegenden Gemeinden von 

Sternenfels hat ergeben, dass nahezu alle Krippengruppen voll bzw. 

beinahe voll belegt sind (vgl. Abbildung 5, S. 21). Ähnliche Erkenntnisse  

brachte die interkommunale Untersuchung. Von 15 Gemeinden126 mit 

Krippengruppe gaben 12 Gemeinden an, dass ihre Krippengruppe(n) 

derzeit gut ausgelastet bzw. voll belegt sind. Für Gemeinden ohne eigene 

Krippe kann es daher sinnvoll sein, die Mitbenutzung einer anderen 

Kinderkrippe vertraglich zu regeln oder im Rahmen einer interkommunalen 

Kooperation gemeinsam mit einer oder mehreren anderen Gemeinden 

eine Kinderkrippe oder Tagespflegestelle zu betreiben.  Dies setzt jedoch 

die Kooperationsbereitschaft anderer umliegenden Gemeinden voraus. 

6.4 Die Bedeutung des örtlichen Bedarfs 

Muss eine Gemeinde Krippenplätze vorhalten, wenn kein Bedarf oder nur 

ein geringer Bedarf besteht? 

Ein plurales Angebot an Betreuungsplätzen zu schaffen, dass einerseits 

der aktuellen Nachfrage, den Wünschen und den Bedürfnissen der 

Bürgerinnen und Bürger gerecht wird, das auch unvorhergesehene und 

kurzfristig entstehende Bedarfe abfängt und andererseits für die 

                                            
125

 Vgl. auch Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und  
     Kindertagespflege, S. 96, Rn 312. 
126

 Insgesamt gaben 32 der 47 befragten Gemeinden an, dass zum 01.08.2013  
     Krippenplätze in der Gemeinde vorhanden sind. Nur 15 Gemeinden erhielten jedoch  
     Fragebogen 2, der die Frage zur Auslastung der Krippe enthielt, da bei den anderen  
     Gemeinden zum Zeitpunkt der Recherche auf der Internetseite nicht angegeben war, 
     dass Krippenplätze zur Verfügung stehen.  
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Kommune noch finanzierbar bleibt, stellt Kommunen vor eine große 

Herausforderung.127 Zwar wurde auf politischer Ebene eine Betreuungs-

quote von zunächst 35% (2007), mittlerweile 39% ermittelt, die den 

durchschnittlichen Bedarf an Betreuungsplätzen wiederspiegeln und den 

Kommunen als Orientierungsgröße dienen soll, doch ist diese den 

Kommunen nur bedingt dienlich. In der Praxis variiert die Nachfrage nach 

Betreuungsplätzen zum Teil erheblich und hinsichtlich der Erfüllung des 

Rechtsanspruchs auf Krippenbetreuung hat dieser bundesweite Richtwert 

keine rechtliche Bindungswirkung. Auch die Erfüllung der Betreuungs-

quote schützt den Landkreis und die Kommune nicht vor Klagen, wenn im 

Falle einer höheren Nachfrage nach Plätzen nicht ausreichende 

Betreuungskapazitäten zur Verfügung stehen. Andererseits muss eine 

Kommune auch nur die Anzahl an Plätzen vorhalten, die dem örtlichen 

Bedarf entspricht. Deshalb kommt der Jugendhilfeplanung nach  

§ 80 SGB VIII und der kommunalen Bedarfsplanung im Bereich der 

Kindertageseinrichtungen und der Tagespflege eine wichtige Funktion zu.  

6.4.1 Betreuungsbedarfe in kleinen Gemeinden 

In 35 der 47 befragten Gemeinden wird der örtliche Bedarf, zusätzlich zu 

der gesetzlich vorgeschriebenen Jugendhilfeplanung des Landkreises, 

durch Bedarfsumfragen ermittelt. Die meisten Gemeinden führen die 

Bedarfsumfragen zu Beginn des Kalenderjahres bzw. im Frühjahr durch. 

Die Abstände der Befragungen variieren, wie in Abbildung 9 dargestellt.  

Abbildung 9: Durchführung von Bedarfsumfragen 

 

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Umfrageergebnisse) 

                                            
127

 Vgl. auch KVJS BW, KVJS Spezial 5/2012, S.12. 
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Die Gemeinden, die keine Elternbefragungen durchführen, stützen sich 

bei der Planung des Betreuungsangebots auf die Geburtenzahlen und auf 

Erfahrungswerte. Die Nachfrage nach Betreuungsplätzen für unter 

Dreijährige stellt sich nach den Bedarfsumfragen sowie den Erfahrungen 

und Einschätzungen der Verantwortlichen selbst in den Gemeinden von 

vergleichbarer Größe (1.000 – 3.000 EW) recht unterschiedlich dar. Dabei 

gehen nur knapp 10% der befragten Gemeinden davon aus, dass der 

tatsächliche Bedarf höher sein wird, als die 35%-Quote, ein geringerer 

Bedarf hingegen, wird von nahezu der Hälfte der Gemeinden (48,9 %) 

bestätigt bzw. angenommen.  

Abbildung 10: Betreuungsbedarfe in Gemeinden mit und ohne Krippe 

35%-Quote entspricht 
in etwa dem 

tatsächlichen Bedarf  

vermutlich geringerer 
Bedarf, als 35% 

vermutlich höherer 
Bedarf, als 35% 

k.A. 

In den 32 Gemeinden mit Krippe  

14 14 4 - 

In den 15 Gemeinden ohne Krippe  

3 9 1 2 
 

(Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Umfrageergebnisse) 

Die Schwankungen bezüglich des örtlichen Bedarfs zeigen sich auch in 

den Anmerkungen der Befragten.  

Öpfingen, Regierungsbezirk Tübingen, ca. 2.300 EW: „Wie unsere Erfahrung in einer 

Gemeinde mit rd. 2.300 Einwohnern zeigt, ist der Bedarf an Betreuungsplätzen für Kinder 

unter 3 Jahren bei weitem nicht so hoch, wie von der Politik angegeben. Wir haben zum 

Stichtag 01.08.2013 gerade mal 1 konkrete Anmeldung für einen Platz in der neu 

eingerichteten Krippengruppe“   

Roigheim, Regierungsbezirk Stuttgart, ca. 1.400 EW: „Was die 1-2 Jährigen betrifft, 

haben wir eine Umfrage gemacht, was bei 10 in Frage kommenden Kindern recht 

überschaubar war. Lediglich für 2 Kinder wurde Interesse geäußert, die aber sowieso 

bald 2 Jahre alt werden. Die Einrichtung einer Gruppe war geplant [...], aber der Bedarf 

und die Tatsache, dass wir das Kindergartenjahr 2015/2016 nach jetzigem Stand mit 15 

Kinder beginnen, hat uns zur Zurückhaltung gezwungen. Wir hätten für die Betreuung im 

Sommer 2013 zwei Erzieherinnen eingestellt und im Sommer 2014 vier entlassen!“  

Hessigheim, Regierungsbezirk Stuttgart, ca. 2.300 EW: „Im neuen Kindergartenjahr 

kommt die Gemeinde mit den Anmeldezahlen deutlich über die zur Verfügung stehenden 

Krippenplätze (trotz 40% Versorgungsquote). Ab Frühjahr 2014 wird deshalb eine weitere 

Krippengruppe mit 10 Plätzen eingerichtet, um den Bedarf besser abdecken zu können.   
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6.4.2 Ermittlung des Bedarfs durch Bedarfsumfragen 

Die Beispiele und Ergebnisse der interkommunalen Untersuchung zeigen, 

wie unterschiedlich die Nachfrage nach Betreuungsangeboten für unter 

Dreijährige vor Ort sein kann, sodass es für die Kommunen wichtig ist, 

sich nicht allein an der von der Politik festgelegten Versorgungsquote zu 

orientieren, sondern den tatsächlichen örtlichen Bedarf zu ermitteln.  

Hierzu dienen Bedarfsumfragen als wichtiges Planungsinstrument auf 

kommunaler Ebene. Sie liefern ergänzend zu den Geburtenzahlen und zu 

Erfahrungswerten, wichtige Erkenntnisse hinsichtlich der Betreuungs-

wünsche und -bedarfe der Eltern im Ort. Sie werden von den Kommunen 

auf freiwilliger Basis durchgeführt und entfalten keine unmittelbar 

rechtsverbindliche Wirkung. So ermöglicht eine Befragung den Eltern 

lediglich eine Interessensbekundung und die Äußerung von Wünschen zur 

Ausgestaltung des Betreuungsangebotes, die im Rahmen der 

Bedarfsplanungen berücksichtigt werden sollen. Für die Gemeinde liefern 

die Rückmeldungen der Eltern wichtige Erkenntnisse über die 

Betreuungsbedarfe, allerdings sind Rückschlüsse auf die zukünftig 

tatsächlich nachgefragten Plätze nur beschränkt128 und nicht auf 

langjährige Sicht möglich. Zum einen wird es nicht gelingen, alle Eltern 

dazu zu bewegen, an der Umfrage teilzunehmen, zum anderen kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass Eltern Betreuungsbedarfe angeben, die 

später gar nicht oder nicht in diesem Umfang benötigt werden bzw. 

umgekehrt.  Besonders im Krippenbereich besteht die Schwierigkeit, dass 

die Kinder zum Erhebungszeitpunkt möglicherweise noch nicht geboren 

sind oder Eltern noch nicht abschätzen können, für welchen Zeitpunkt sie 

den beruflichen Wiedereinstieg planen bzw. ob dieser auch wie gewünscht 

realisiert werden kann. Um möglichst aussagekräftige Ergebnisse in 

Bezug auf die tatsächlich benötigten Plätze im Krippenbereich zu erhalten, 

sollten die Bedarfsumfragen daher jährlich durchgeführt werden und die 

Eltern von der Bedeutung ihrer Teilnahme überzeugt werden, damit 

möglichst gute Rücklaufquoten erzielt werden. Kurze Fortschreibungs-

                                            
128

 Vgl. Jansen/Deger, Bedarfsanalysen leicht gemacht, S. 62f. 
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rhythmen bei der Bedarfsplanung ergeben sich auch aus der heutigen 

räumlichen Mobilität von Familien und aus relativ kurzfristigen 

Veränderungen in den Familienstrukturen (z.B. Scheidung der Eltern, Tod 

der Großeltern, die die Kinderbetreuung übernehmen wollten, spontane 

Aufnahme einer Berufstätigkeit), die eine veränderte Bedarfssituation mit 

sich bringen.129   

6.4.3 Verhältnismäßigkeit eines Krippenausbaus  

Zwar wurde die Einrichtung von Krippenplätzen im Rahmen  

des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 - 2013“ 

finanziell stark gefördert (übernommen wurden bis zu 70% der 

förderfähigen Ausgaben)130, doch ist die Einrichtung einer Krippengruppe 

für die meisten Kommunen dennoch mit hohen Kosten, vor allem mit 

hohen Folgekosten (z.B. Personalkosten) verbunden. Sie werden über die 

Betriebskostenförderung von Bund und Land nach § 29c FAG nur bei 

guter Auslastung der Krippenplätze ausreichend gefördert. Dies ergibt sich 

daraus, dass sich die Beteiligung von Bund und Land an den 

Betriebsausgaben an der Zahl der im Gemeindegebiet  betreuten Kinder 

orientiert.131 Wird eine Kinderkrippe wie z.B. die der Gemeinde Öpfingen 

nur von einem Kind besucht, muss die Gemeinde Fixkosten (z.B. Miete, 

Personalkosten) dennoch bezahlen, erhält aber kaum Gelder über die 

FAG-Zuweisung. Die Kostenausgleichsbeträge hingegen, die eine 

Wohnsitzgemeinde im Rahmen des interkommunalen Kostenausgleichs, 

gemäß § 8a Abs. 6 KiTaG bei Betreuung von Kindern in auswärtigen 

Gemeinden bezahlen muss, sind auf Grund der gestiegenen FAG-

Zuweisung pro Platz im Bereich der Kleinkindbetreuung sehr niedrig.132  

So betrug für die Betreuung von Kleinkindern (Kinder U 3) im Jahr 2012 

der pauschale Ausgleichsbetrag für einen VÖ-Krippenplatz, entsprechend 

den Empfehlungen des Gemeinde- und Städtetags Baden-Württemberg, 

                                            
129

 Vgl. Jordan/Schone, Handbuch Jugendhilfeplanung, S. 411.  
130

 Vgl. VwV Investitionen Kleinkindbetreuung vom 11.03.2008.  
131

 Vgl. § 29c Abs. 3 FAG in der Fassung vom 01.01.2000, gültig ab 01.01.2013. 
132

 Vgl. Gt-info elektronisch vom 24.07.2012, S. 1 und S. 5 (Anlage 16). 
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nur 630 €, für einen Ganztages-Krippenplatz 900 € im Jahr.133  Vor diesem 

Hintergrund ist es nachvollziehbar, dass Gemeinden, in denen Eltern im 

Rahmen der Bedarfsumfragen nur ein sehr geringes Interesse an einer 

Betreuung von einjährigen Kindern geäußert haben, versuchen, die 

Betreuungsbedarfe der Familien mit Kindern unter 3 Jahren in 

altersgemischten Gruppen in der Kindertagespflege oder in Einrichtungen 

anderer Gemeinden zu befriedigen. Auch von Seiten der Politik bzw. des 

Gesetzgebers wird dies anerkannt. So heißt es zum Beispiel in der 

Gesetzesbegründung zum KiföG, dass der Tagespflege gerade in 

ländlichen Regionen, in denen der  Betreib einer Tageseinrichtung häufig 

aus wirtschaftlichen Gründen nicht sinnvoll ist, eine wichtige Bedeutung 

zukommt.134 Außerdem richtet sich der Anspruch auf einen 

Betreuungsplatz gegen den örtlich zuständigen öffentlichen 

Jugendhilfeträger nicht gegen die Gemeinde und ist nicht explizit auf einen 

Krippenplatz bzw. einen Platz in der Wohnortsgemeinde gerichtet  

(vgl. 6.2 und 6.3), sodass es vertretbar scheint, wenn eine Gemeinde bei 

keiner oder einer sehr geringen Nachfrage keine Krippengruppe einrichtet 

und die Betreuung der unter Dreijährigen auf andere Weise sicherstellt.  

6.4.4 Fazit  

Da § 24 SGB VIII F. 2013 bezüglich des Anspruchsinhalts im Hinblick auf 

die Kleinkindbetreuung in seiner Formulierung sehr vage bleibt und den 

Anspruch auf frühkindliche Förderung in Tageseinrichtungen oder in der 

Kindertagespflege nicht präzisiert, hat der Jugendhilfeträger und die 

Gemeinde bei der Konkretisierung des Anspruchs einen gewissen 

Gestaltungsspielraum, der seine Grenze jedoch in der Eignung und der 

Zumutbarkeit des angebotenen Platzes findet.135 Krippenplätze müssen 

demnach dann nicht vorgehalten werden, wenn andere Alternativen  

(z.B. Plätze in der Tagespflege, in anderen Gemeinden oder in 
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 Vgl. Gt-info elektronisch vom 24.07.2012, Tabelle S. 5 (Anlage 16). 
134

 BT-Drucks. 16/9299, S. 10. 
135

 Vgl. Schübel-Pfister, NVwZ 2013, S. 388. 
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altersgemischten Gruppen) geeignet und zumutbar sind, um den 

Rechtsanspruch des Leistungsberechtigten zu erfüllen.  

6.5 Haftung bei Nichterfüllung des Rechtsanspruchs  

Kann die Gemeinde zur Haftung herangezogen werden, sofern der 

Rechtsanspruch nicht erfüllt werden kann? 

Erhalten Eltern für ihr mindestens ein Jahr altes Kind keinen oder keinen 

bedarfsdeckenden Betreuungsplatz in einer Tageseinrichtung oder in der 

Kindertagespflege, so können sie den aus § 24 Abs. 2 SGB VIII F. 2013 

resultierenden Rechtsanspruch ihres Kindes einklagen. Voraussetzung ist 

jedoch, dass die Eltern den öffentlichen Jugendhilfeträger oder die 

Gemeinde rechtzeitig (bei vorhersehbarem Bedarf mindestens sechs 

Monate vorher136) über die beabsichtigte Inanspruchnahme der Leistung 

in Kenntnis gesetzt haben.  

6.5.1 Haftung des öffentlichen Jugendhilfeträgers  

Da die Gewährleistungsverpflichtung zur Erfüllung des Rechtsanspruchs 

auf frühkindliche Förderung nach § 24 Abs. 2 SGB VIII F. 2013 dem 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe obliegt, richten sich Klagen auf  

Zuweisung eines Betreuungsplatzes gegen ihn, auch wenn er selbst keine 

Einrichtungen betreibt und die Gemeinden über das KiTaG zur Schaffung 

ausreichender Plätze verpflichtet sind. 137  Der Rechtsanspruch ist vor dem 

Verwaltungsgericht geltend zu machen.138 Im Regelfall werden Eltern 

dann klagen, wenn das Kind die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt (d.h. 

bereits ein Jahr alt ist) und in der Wohnortgemeinde und in der näheren 

Umgebung kein Betreuungsplatz verfügbar ist. Da das Gericht keinen 

nicht vorhandenen Platz zusprechen kann139 und bei Erschöpfung aller 

vorhandenen Kapazitäten Plätze i.d.R. nicht von heute auf morgen 
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 Vgl. § 24 Abs. 5 S. 2 SGB VIII F. 2013 i.V.m. § 3 Abs. 2a S. 1 KiTaG. 
137

 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, 25.10.2012, AZ: 7 A 10671/12, juris. 
138

 Vgl. Kaiser, in: LPK-SGB VIII, § 24 Rn 14; § 40 VwGO.  
139

 Vgl. Meysen, DJI Impulse 2/2012, S. 13; Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24   
     Rn 14, zitiert wird jeweils das OVG Schleswig-Hollstein 01.11.2000, 2 M 32/00. 
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geschaffen werden können, wird es den meisten Eltern nicht gelingen, den 

gesetzlich garantierten Betreuungsplatz rechtzeitig einzuklagen.  

Kann der erforderliche Betreuungsplatz wegen Zeitablauf also nicht im 

Wege des o.g. Primärrechtsschutzes rechtzeitig zur Verfügung gestellt 

werden, können Eltern im Rahmen von Haftungsansprüchen die 

Mehrkosten einer privat organisierten Betreuung oder den 

Verdienstausfall, sofern er kausal durch den fehlenden Betreuungs- 

platz entstanden ist,  geltend machen. Dies wurde erst kürzlich vom  

VG Mainz entschieden und vom OVG Rheinland-Pfalz bestätigt.140  

Die landesrechtlichen Regelungen in Rheinland-Pfalz sahen bereits vor 

dem 01.08.2013 einen Rechtsanspruch auf einen - sogar beitragsfreien - 

Kindergartenplatz vor. In dem entschiedenen Fall hatten die berufstätigen 

Eltern ihre Tochter bereits ein Jahr im Voraus angemeldet und hätten 

auch mehrere Einrichtungen in Innenstadtnähe akzeptiert, laut OVG 

periphere Einrichtungen wegen zu großer Entfernung jedoch zu Recht 

abgelehnt. Auf Grundlage des sog. Folgebeseitigungsentschädigungs-

anspruchs (abgeleitet vom Folgebeseitigungsanspruch, der von der 

ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes entwickelt 

wurde und in Art. 20 Abs. 3 GG wurzelt), wurde der Jugendhilfeträger 

gerichtlich dazu verpflichtet, die Mehrkosten, die den berufstätigen Eltern 

durch die Unterbringung ihrer zweijährigen Tochter in einer privaten 

Einrichtung entstanden sind, zu erstatten. Anerkannt wurde vom OVG 

Rheinland-Pfalz auch, dass die Selbstbeschaffung auf Grund der 

Berufstätigkeit beider Eltern keinen zeitlichen Aufschub duldete und der 

Erstattungsanspruch nicht deshalb abgesprochen werden kann, weil die 

Eltern nicht zunächst versucht haben, im Sinne des allgemeinen 

Rechtsgrundsatzes ihren Anspruch „primär“ durchzusetzen. Dadurch, 

dass der Jugendhilfeträger gewöhnlich nicht selbst über Plätze in 

Einrichtungen verfügt und kein Platz in zumutbarer Entfernung zur 

Verfügung stand, wäre für die Eltern die Inanspruchnahme von 

                                            
140

 Vgl. VG Mainz, 10.05.2012, AZ: 1 K 981/11.MZ, juris;  
     OVG Rheinland-Pfalz, 25.10.2012, AZ: 7 A 10671/12, juris. 
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Primärrechtsschutz nicht zumutbar gewesen, weil  selbst in einem 

Eilverfahren nach § 123 Abs. 1 VwGO nicht absehbar gewesen wäre, 

wann ein Platz tatsächlich zur Verfügung gestellt werden könnte, so die 

Begründung.141  

Eine weitere Anspruchsgrundlage, die nach herrschender Meinung für 

Haftungsansprüche der Eltern bei fehlenden Krippen- und 

Tagespflegeplätzen regelmäßig einschlägig ist, ist der privatrechtliche 

Anspruch auf Schadensersatz aus Amtshaftung nach § 839 Abs. 1 BGB 

i.V.m. Art 34 S. 1 GG.142 Der Anspruch greift, wenn der Jugendhilfeträger 

entgegen seiner Amtspflicht den Rechtsanspruch des Kindes trotz 

rechtzeitiger Kenntnis des Betreuungsbedarfs nicht erfüllen kann143 und ist 

ebenfalls darauf gerichtet alle finanziellen Nachteile auszugleichen, die 

der Familie durch die Versagung des Platzes entstanden sind (z.B. auch 

Verdienstausfall, weil eine konkrete berufliche Tätigkeit nicht angetreten 

werden konnte).144 Überdies verlangt § 839 Abs. S. 1 BGB ein 

Verschulden. Da den Verpflichteten bereits seit Verkündung des KiföG im 

Dezember 2008 bekannt ist, dass ab 2013 auch für Kinder unter 3 Jahren 

ein Rechtsanspruch auf Betreuung zu erfüllen ist, wird es dem 

Jugendhilfeträger kaum gelingen sich zu exkulpieren. Auf jeden Fall kann 

als Rechtfertigungsgrund nicht angeführt werden, dass bereits alle 

Kapazitäten erschöpft sind145 oder nicht ausreichend finanzielle Mittel zur 

Schaffung der Plätze zur Verfügung standen.146 Das Rechtsgutachten von 

Meysen/Beckmann schließt in Bezug auf den Amtshaftungsanspruchs die 

Exkulpation selbst bei unvorhergesehenem Bedarf und sorgfältiger 

Bedarfsplanung aus.147  

                                            
141

 Vgl. OVG Rheinland-Pfalz, 25.10.2012, AZ: 7 A 10671/12, juris. 
142

 Vgl. Kaiser, in: LPK-SGB VIII, § 24 Rn 16; Struck, in: Wiesner, SGB VIII, § 24 Rn 26;   
     Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 27; Meysen/Beckmann, S. 121ff.  
143

 Vgl. Meysen, DJI Impulse 2/2012, S. 15. 
144

 Vgl. Kaiser, in: LPK-SGB VIII, § 24 Rn 16. 
145

 Vgl. Lakies, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, § 24 Rn 26. 
146

 Vgl. bereits Georgii, NJW 11/1996, S. 687  
     zum Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz.  
147

 Vgl. Meysen/Beckmann, Rechtsanspruch U3: Förderung in Kita und  
     Kindertagespflege, Rn 464-468. 
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Weitere Anspruchsgrundlagen werden zwar ebenfalls diskutiert  

(z.B. sozialrechtliche Haftungsanspruch bei Selbstbeschaffung nach § 36a 

Abs. 3 SGB VIII analog und Aufwendungsersatz aus öffentlich rechtlicher 

Geschäftsführung ohne Auftrag gem. §§ 670,683,677 BGB), aber nicht 

literaturübergreifend als einschlägig angesehen.  

6.5.2 Haftung der Gemeinde 

Da der Gesetzgeber die Aufgabe „Kinderbetreuung“ nicht abschließend 

auf die Gemeinden übertragen hat, können Eltern weder den 

Verschaffungsanspruch auf Zuweisung eines Platzes noch nachträgliche  

Haftungsansprüche gegenüber einer kreisangehörigen Gemeinden  

ohne Jugendamt einklagen. Die formale Rechtsverpflichtung obliegt 

abschließend dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.148 

Dennoch sind auch die kreisangehörigen Gemeinden in ihrem Handeln an 

die Gesetze gebunden und handeln rechtswidrig, wenn sie ihrer 

Verpflichtung zur Schaffung eines bedarfsgerechten Angebots an Plätzen 

in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege nach § 3 KiTaG 

nicht nachkommen.  Bei der Verpflichtung, die sich aus § 3 KiTaG ergibt, 

handelt  es sich um eine weisungsfreie Pflichtaufgabe,149 deren Erfüllung 

bei kleinen Gemeinden nach § 118 Abs. 1 GemO i.V.m. § 119 GemO der 

Rechtsaufsicht des Landratsamtes unterliegt. In der Funktion als 

Rechtsaufsichtsbehörde kann das Landratsamt deshalb im  Rahmen 

des Anordnungsrechts nach §  122 GemO eine Gemeinde, die nicht 

ausreichend Betreuungsplätze geschaffen hat,  verpflichten, innerhalb 

einer angemessenen Frist die fehlenden Plätze zu schaffen. 

6.5.3 Fazit 

Eine Gemeinde ohne Jugendamt haftet zwar nicht im Außenverhältnis, 

kann aber von der Rechtsaufsichtsbehörde im Rahmen der 

Kommunalaufsicht sehr wohl zur Verantwortung gezogen und zur 

                                            
148

 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 60;  
     Struck, in: Wiesner, SGB VIII, § 24 Rn 30.  
149

 Vgl. Dürr, Kindergartenrecht Baden-Württemberg, S. 61. 
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Schaffung von Betreuungsplätzen verpflichtet werden, wenn sie der ihr 

gesetzlich obliegenden Pflicht nicht nachkommt.   

7 Resümee 

Der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung für Kinder ab dem 

vollendeten ersten Lebensjahr stellt ein komplexes Thema dar.  

Die vagen Gesetzesformulierungen, die unterschiedlichen Zuständigkeiten  

und Trägerschaften (Gemeinden, Landkreise, Tagesmüttervereine, 

kirchliche, kommunale und private Trägerschaften), die verschiedenen 

Finanzierungsmodelle sowie die variierenden örtlichen Bedingungen  

z.B. hinsichtlich der Nachfrage nach Betreuungsangeboten, erschweren 

es, Antworten auf die noch ungeklärten Rechtsfragen bezüglich der neu 

gefassten Regelungen zur frühkindlichen Förderung von Kindern unter  

3 Jahren zu finden, die allgemeine Gültigkeit haben.    

Ob die Auffassungen, die in dieser Arbeit und von den Experten derzeit zu 

diesem Thema vertreten werden, auch von den Gerichten geteilt werden, 

die letztendlich über die Auslegung des Gesetzes im Einzelfall 

entscheiden, bleibt abzuwarten.  

Bestätigt sich die hier vertretene Ansicht, dass der Rechtsanspruch auch 

durch Plätze in der Kindertagespflege erfüllt werden kann, insbesondere 

wenn die Betreuungszeiten über eine Vormittagsbetreuung hinausgehen,  

und von Eltern Fahrwege von bis zu 10 km und Fahrtzeiten von  

10-15 Minuten in Kauf genommen werden müssen, dürfte aus den 

Erkenntnissen, die durch die Befragung der Kommunen gewonnen 

wurden, die Erfüllung des Rechtsanspruchs für kleine Gemeinden 

weitestgehend möglich sein. Unter Einbeziehung der Tagespflege gaben 

nur 2 der 47 befragten Gemeinden (weniger als 5%) an, dass für 

Krippenkinder, die für das Jahr 2013/2014 angemeldet wurden bzw. deren 

Betreuungsbedarf schriftlich mittgeteilt wurde, nicht genügend Plätze zur 

Verfügung stehen.  
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7.1 Bewertung des Ausbaustands in Sternenfels  

Auch Sternenfels kann unter diesen Gesichtspunkten mit einer 

ausreichenden Zahl an Plätzen in altersgemischten Gruppen und den fünf 

Betreuungsplätzen, die von der Kooperationsvereinbarung mit dem 

Tagesmütter Enztal e.V. umfasst sind sowie der zum Kindergartenjahr 

2014/2015 geplanten Aufnahme von Kindern in der Kita Kraichquelle  

bereits ab Vollendung des ersten Lebensjahrs, dem Thema 

Kinderbetreuung optimistisch entgegensehen. Da die jährlich 

durchgeführten Bedarfsumfragen nur einen sehr geringen Bedarf an 

Plätzen für Einjährige gezeigt haben und Gespräche mit den Eltern, die 

bereits für das derzeitige Kindergartenjahr eine Betreuung ihres 

einjährigen Kindes wünschen, ergeben haben, dass die Eltern auch mit 

der Betreuung durch eine Tagespflegeperson bzw. in der Kinderkrippe 

einer Nachbargemeinde oder einer Einrichtung am Arbeitsort 

einverstanden wären, ist mit Klagen nicht zu rechnen.  

7.2 Handlungsempfehlungen 

Für die Einrichtung der Krippe in der Kita Kraichquelle sind bereits in 

diesem Haushaltsjahr Mittel eingestellt und die ersten Arbeiten haben 

bereits begonnen. Unklar ist jedoch, ob die Krippe bereits wie geplant zum 

nächsten Kindergartenjahr in  Betrieb gehen kann oder ob auf Grund der 

immer noch hohen Betreuungszahlen in der Kita Kraichquelle zunächst 

eine Betreuung von ein- bis sechsjährigen Kindern in einer 

altersgemischten Gruppe mit entsprechenden altersgerechten Angeboten 

umgesetzt werden muss. Dies würde zwar bei Vorliegen eines guten 

pädagogischen Konzepts, dem durch § 24 Abs. 2 S. 1 SGB VIII F. 2013 

verbindlichen vorgeschriebenem Kriterium der „frühkindlichen Förderung“ 

ebenfalls genügen, doch ist im Sinne der Eltern, der Erzieherinnen und vor 

allem der Kinder wünschenswert, schnellstmöglich eine Krippengruppe, in 

der ausschließlich Kinder im Alter unter 3 Jahren betreut und 

entsprechend ihrer Bedürfnisse gefördert werden können, einzurichten. 

Das Vorhandensein einer Krippe kann für die Gemeinde nicht nur zur 
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Erfüllung des Rechtsanspruchs auf Kinderbetreuung von wichtiger 

Bedeutung sein, sondern darüber hinaus auch im  Hinblick auf den 

demografischen Wandel und die Attraktivität der Gemeinde als Wohn- und 

Arbeitsort erstrebenswert sein, weil die Kinderbetreuungsangebote einen 

wichtigen Standortfaktor darstellen. Die Belegungszahlen der Krippen-

gruppen in den umliegenden Gemeinden und die Tatsache, dass dort 

auch Kinder aus Sternenfels betreut werden, lassen darauf schließen, 

dass durchaus ein Nachfragepotential vorhanden ist, wenn entsprechende 

Angebote vorhanden sind. 

Die Einrichtung der Kinderkrippe sollte deshalb weiterhin zielstrebig 

verfolgt und baldmöglichst umgesetzt werden.  

Für Eltern ist es auf Grund der unterschiedlichen Finanzierungsmodelle 

und der verschiedenen Zuständigkeiten und Trägerschaften schwierig, 

bezüglich Tagespflege und Kindertageseinrichtungen, ein umfassendes 

Bild über die vor Ort tatsächlich vorhandenen Betreuungsmöglichkeiten 

und die finanziellen Rahmenbedingungen zu erhalten. Aber nur wenn 

Eltern darüber informiert sind, können Sie unter den vorhandenen 

Angeboten die für sie am besten geeignete Betreuungsform wählen.  

Kennen Sie die Vorteile der Kindertagespflege (z.B. flexible 

Betreuungszeiten, familiäre Strukturen, feste Bezugsperson) und wissen, 

dass durch die Angleichung der Elternbeiträge auch in finanzieller Hinsicht 

die Betreuung des Kindes durch eine Tagesmutter mit der Betreuung in 

einer Kinderkrippe vergleichbar ist, wird es gelingen, das teils noch 

schlechte Image der Tagespflege auszuräumen und die Akzeptanz der 

Tagespflege als gleichwertiges Angebot zu erreichen. 

Eltern sollten deshalb bei der Suche eines geeigneten Betreuungsplatzes 

in oder auch außerhalb der Gemeinde von Seiten der Kommunal-

verwaltung unterstützt und auch im Hinblick auf die Betreuungs-

möglichkeiten und die finanziellen Rahmenbedingungen in der 

Kindertagespflege umfassend informiert werden.  
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Aus den Bedarfsumfragen kann die Gemeinde Sternenfels  zwar nicht 

abschließend ableiten, wie viele Betreuungsplätze für Kinder der 

unterschiedlichen Altersgruppen tatsächlich nachgefragt werden, doch 

stellen sie ein wichtiges Planungsinstrument der Gemeinde im Hinblick auf 

das Nachfrageverhalten der Einwohner dar und ermöglichen ein Überblick 

über gewünschte Betreuungszeiten und Wünsche bezüglich der 

Ausgestaltung der Betreuung.  

Um besonders auch Bedarfe im Krippenbereich frühzeitig zu erkennen 

und möglichst aussagekräftige Ergebnisse in Bezug auf die tatsächlich 

benötigten Plätze zu erhalten, sollten die Bedarfsumfragen weiterhin 

jährlich durchgeführt werde 

7.3 Ausblick  

Es bleibt gespannt abzuwarten, wie die Gerichte bei Klagen entscheiden 

werden und wie sich die Nachfrage nach Plätzen und das 

Betreuungsangebot in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-

tagespflege weiterentwickeln. Es ist davon auszugehen, dass bei 

vorhandenem Angebot die Betreuungszahlen von unter Dreijährigen 

deutlich ansteigen werden, wobei sich noch zeigen wird, welche 

Auswirkungen das Betreuungsgeld in Höhe von monatlich 100 €  

(ab 01.08.2014 von monatlich 150 €) auf die Nachfrage hat. Es steht 

Eltern seit diesem Sommer zu, sofern ihr ein-/zweijähriges Kind keinen 

Platz in den öffentlich bereitgestellten Tageseinrichtungen oder in 

öffentlich geförderter Kindertagespflege in Anspruch nimmt.150 

Möglicherweise entscheiden sich einige Familie, die den beruflichen 

Wiedereinstieg des zweiten Elternteils bereits vor dem dritten Geburtstag 

des Kindes angedacht hatten aus finanziellen Gründen auch dagegen, 

weil sich eine Berufstätigkeit beider Elternteile unter Berücksichtigung des 

Betreuungsgeldes, eventueller Fahrtkosten und des Kinderkrippenbeitrags 

(bzw. Kostenbeitrags zur Tagespflege), der bei einer täglichen 

                                            
150

 Vgl. http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=199712.html (04.08.2013),  
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Betreuungszeit von ca. 6 Stunden meistens zwischen 200 € und 300 € 

liegt, nicht lohnt.     
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Anlagen 

Anlage 1: Gt-info vom 30.01.2013, AZ: 454.11  
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Anlage 2: Schreiben des Enzkreises vom 07.06.2013 
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Anlage 3: GR-Protokoll vom  31.05.2012 (Auszug) 
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Anlage 4: GR-Protokoll vom 21.06.2012 (Auszug) 
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Anlage 5: Kooperationsvereinbarung der Gemeinde Sternenfels mit 

dem „Tagesmütter Enztal e.V.“ 
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Anlage 6: Öffentliche Bekanntmachung der Satzung zur Erhebung 

von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege des Enzkreises  
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Anlage 7: Übersichten über die Gemeinden, denen ein Umfragebogen 

zugeschickt wurde 

(Aufstellung und Recherche Februar - Mai 2013) 
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Anlage 8: Anschreiben zur Umfrage 
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Anlage 9: Fragebögen  

 

Fragebogen für Gemeinden ohne Krippengruppe/Kinderkrippe 
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Fragebogen für Gemeinden mit Krippengruppe/Kinderkrippe 
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Anlage 10: Auswertung der Fragebögen  

Anmerkung: Zahlen ohne weitere Angabe stehen für die Anzahl der Gemeinden 
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Anmerkungen der Gemeinden ohne Krippengruppe  
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Anmerkungen der Gemeinden mit Krippengruppe  
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Anlage 11: Mitglieder des Landesverbands der Tagesmütter-Vereine 

Baden-Württemberg e.V. 

Quelle: https://www.tagesmuetter-bw.de/index.php?id=176 (12.07.2013)  

 

 

 

 

 

 

https://www.tagesmuetter-bw.de/index.php?id=176
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Anlage 12 : Anschreiben Tageselternvereine  
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Anlage 13 : Ergebnisse der Befragung der Tageselternvereine 

bezüglich Kosten, Vertretung und Betreuungszeiten 
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Anlage 14: Sonntag Aktuell vom 21.07.2013, S.9, Artikel: „Was heißt 

eigentlich Anspruch auf einen Kita-Platz?“ 
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Anlage 15: Pressemitteilung des Landesverband der Tagesmütter-

Vereine e.V. vom 12.04.2012 

http://tagesmuetterbw.de/fileadmin/user_upload/downloads/Taetigkeitsberi

chte/ltm_Taetigkeit13_Web.pdf  (18.07.2013)  

 

 

http://tagesmuetterbw.de/fileadmin/user_upload/downloads/Taetigkeitsberichte/ltm_Taetigkeit13_Web.pdf
http://tagesmuetterbw.de/fileadmin/user_upload/downloads/Taetigkeitsberichte/ltm_Taetigkeit13_Web.pdf
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Anlage 16: Gt-Info vom 24.07.2012, AZ: 460.11 (Auszug) 
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Anlage 17: Internetquellen 

Tabelle zur Berechnung des Personalbedarfs in Kindertageseinrichtungen 

Quelle: KVJS, http://www.kvjs.de/jugend/aktuellesformulare-service/arbeitshilfen-

formulare-rundschreiben.html (01.07.2013) 

 

http://www.kvjs.de/jugend/aktuellesformulare-service/arbeitshilfen-formulare-rundschreiben.html
http://www.kvjs.de/jugend/aktuellesformulare-service/arbeitshilfen-formulare-rundschreiben.html
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Handbuch Kindertagespflege   

Quelle: BMFSFJ,  http://www.handbuch-kindertagespflege.de/ files/ pdf/ appli-

cation/pdf/ 1.3. pdf (06.07.2013). 

 

http://www.handbuch-kindertagespflege.de/%20files/%20pdf/%20appli-cation/pdf/%201.3.%20pdf
http://www.handbuch-kindertagespflege.de/%20files/%20pdf/%20appli-cation/pdf/%201.3.%20pdf
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Vereinsvorstellung des „Tagesmütter Enztal e.V.“   

Quelle: http://www.tagesmuetter-enztal.de/vereinsvorstellung/ (07.07.2013). 

 

 

Qualifizierung von Tagespflegepersonen  

Quelle: Landesverband der Tagesmütter-Vereine Baden-Württemberg e.V., 

http://tagesmuetter-bw.de/index.php?id=qualifizierung (20.07.2013) 

  

 

 

 

http://www.tagesmuetter-enztal.de/vereinsvorstellung/
http://tagesmuetter-bw.de/index.php?id=qualifizierung
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Betreuungsgeld 

Quelle: BMFSFJ, http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=199712.html   

(04.08.2013) 

 

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=199712.html
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